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ALLGEMEINE DEUTSCHE SPEDITEURBEDINGUNGEN (ADSp) 

Neufassung zum 1. Januar 2003 

Präambel 

Diese Bedingungen werden zur Anwendung ab dem 1. Januar 2003 empfohlen vom Bun- desverband 
der Deutschen Industrie, Bundesverband des Deutschen Groß- und Außenhandels, Bundesverband 
Spedition und Logistik, Deutschen Industrie- und Handelskammertag, Hauptverband des Deutschen 
Einzelhandels. Diese Empfehlung ist unverbindlich. Es bleibt den Vertragsparteien unbenommen, vom 
Inhalt dieser Empfehlung abweichende Vereinbarungen zu treffen. 

1.  Interessenwahrungs- und Sorgfaltspflicht 
2.  Anwendungsbereich 
3.  Auftrag, Übermittlungsfehler, Inhalt, besondere Güterarten 
4.  Verpackung, Gestellung von Ladehilfs- und Packmitteln, Verwiegung und Untersuchung des Gutes 
5.  Zollamtliche Abwicklung 
6.  Verpackungs- und Kennzeichnungspflichten des Auftraggebers 
7.  Kontrollpflichten des Spediteurs 
8.  Quittung 
9.  Weisungen 
10. Frachtüberweisung, Nachnahme 
11. Fristen 
12. Hindernisse 
13. Ablieferung 
14. Auskunfts- und Herausgabepflicht des Spediteurs 
15. Lagerung 
16. Angebote und Vergütung 
17. Aufwendungen des Spediteurs, Freistellungsanspruch 
18. Rechnungen, fremde Währungen  
19. Aufrechnung, Zurückbehaltung 
20. Pfand- und Zurückbehaltungsrecht 
21. Versicherung des Gutes 
22. Haftung des Spediteurs, Abtretung von Ersatzansprüchen 
23. Haftungsbegrenzungen 
24. Haftungsbegrenzungen bei verfügter Lagerung 
25. Beweislast 
26. Außervertragliche Ansprüche 
27. Qualifiziertes Verschulden 
28. Schadenanzeige 
29. Haftungsversicherung des Spediteurs 
30. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwendendes Recht 

 

01. Interessenwahrungs- und Sorgfaltspflicht 

Der Spediteur hat das Interesse des Auftraggebers wahrzunehmen und seine Tätigkeiten 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes auszuführen. 

02. Anwendungsbereich 

2.1 Die ADSp gelten für Verkehrsverträge über alle Arten von Tätigkeiten, gleichgültig ob 
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sie Speditions-, Fracht-, Lager- oder sonstige üblicherweise zum Speditionsgewerbe 
gehörende Geschäfte betreffen. Hierzu zählen auch speditionsübliche logistische 
Leistungen, wenn diese mit der Beförderung oder Lagerung von Gütern in 
Zusammenhang stehen.  

2.2 Bei speditionsvertraglichen Tätigkeiten im Sinne der §§ 453 bis 466 HGB schuldet 
der Spediteur nur den Abschluß der zur Erbringung dieser Leistungen erfor- derlichen 
Verträge, soweit zwingende oder AGB-feste Rechtsvorschriften nichts anderes 
bestimmen.  

2.3 Die ADSp gelten nicht für Geschäfte, die ausschließlich zum Gegenstand haben  

 Verpackungsarbeiten,  
 die Beförderung von Umzugsgut oder dessen Lagerung,  
 Kran- oder Montagearbeiten sowie Schwer- oder Großraumtransporte mit 

Ausnahme der Umschlagstätigkeit des Spediteurs,  
 die Beförderung und Lagerung von abzuschleppenden oder zu bergenden 

Gütern.  

2.4 Die ADSp finden keine Anwendung auf Verkehrsverträge mit Verbrauchern. 
Verbraucher ist eine natürliche Person, die den Vertrag zu einem Zweck abschließt, 
der weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit 
zugerechnet werden kann.  

2.5 Weichen Handelsbräuche oder gesetzliche Bestimmungen von den ADSp ab, so 
gehen die ADSp vor, es sei denn, dass die gesetzlichen Bestimmungen zwingend 
oder AGB-fest sind. 

  Bei Verkehrsverträgen über Luft-, See-, Binnenschiffs- oder multimodale Transporte 
können abweichende Vereinbarungen nach den dafür etwa aufgestellten besonderen 
Beförderungsbedingungen getroffen werden. 

2.6 Der Spediteur ist zur Vereinbarung der üblichen Geschäftsbedingungen Dritter 
befugt.  

2.7 Im Verhältnis zwischen Erst- und Zwischenspediteur gelten die ADSp als Allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Zwischenspediteurs. 

 

03. Auftrag, Übermittlungsfehler, Inhalt, besondere Güterarten 

3.1 Aufträge, Weisungen, Erklärungen und Mitteilungen sind formlos gültig. 
Nachträgliche Änderungen sind als solche deutlich kenntlich zu machen 

  Die Beweislast für den Inhalt sowie die richtige und vollständige Übermittlung 
trägt, wer sich darauf beruft.  

3.2 Soweit für Erklärungen die Schriftform verlangt wird, steht ihr die 
Datenfernübertragung und jede sonst lesbare Form gleich, sofern sie den Aussteller 
erkennbar macht.  

3.3 Der Auftraggeber hat dem Spediteur bei Auftragserteilung mitzuteilen, dass 
Gegenstand des Verkehrsvertrages sind:  

 - Gefährliche Güter  
 - Lebende Tiere und Pflanzen  
 - Leicht verderbliche Güter  
 - Besonders wertvolle und diebstahlsgefährdete Güter  

3.4 Der Auftraggeber hat im Auftrag Adressen, Zeichen, Nummern, Anzahl, Art und 
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Inhalt der Packstücke, Eigenschaften des Gutes im Sinne von Ziffer 3.3, den 
Warenwert für eine Versicherung des Gutes und alle sonstigen erkennbar für die 
ordnungsgemäße Ausführung des Auftrags erheblichen Umstände anzugeben.  

3.5 Bei gefährlichem Gut hat der Auftraggeber bei Auftragserteilung dem Spediteur 
schriftlich die genaue Art der Gefahr und - soweit erforderlich - die zu ergreifenden 
Vorsichtsmaßnahmen mitzuteilen. Handelt es sich um Gefahrgut im Sinne des 
Gesetzes über die Beförderung gefährlicher Güter oder um sonstige Güter, für 
deren Beförderung oder Lagerung besondere gefahrgut-, Umgangs- oder 
abfallrechtliche Vorschriften bestehen, so hat der Auftraggeber alle für die 
ordnungsgemäße Durchführung des Auftrags erforderlichen Angaben, insbesondere 
die Klassifizierung nach dem einschlägigen Gefahrgutrecht, mitzuteilen.  

3.6 Der Auftraggeber hat den Spediteur bei besonders wertvollen oder 
diebstahlsgefährdeten Gütern (z.B. Geld, Edelmetalle, Schmuck, Uhren, Edelsteine, 
Kunstgegenstände, Antiquitäten, Scheck-, Kreditkarten, gültige Telefonkarten oder 
andere Zahlungsmittel, Wertpapiere, Valoren, Dokumente, Spirituosen, 
Tabakwaren, Unterhaltungselektronik, Telekommunikationsgeräte, EDV-Geräte und 
-Zubehör) sowie bei Gütern mit einem tatsächlichen Wert von 50 Euro/kg und 
mehr so rechtzeitig vor Übernahme durch den Spediteur schriftlich zu informieren, 
dass der Spediteur die Möglichkeit hat, über die Annahme des Gutes zu 
entscheiden und Maßnahmen für eine sichere und schadenfreie Abwicklung des 
Auftrags zu treffen 

3.7 Entspricht ein dem Spediteur erteilter Auftrag nicht den in Ziffern 3.3 - 3.6 
genannten Bedingungen, so steht es dem Spediteur frei,  

 - die Annahme des Gutes zu verweigern,  
 - bereits übernommenes Gut zurückzugeben bzw. zur Abholung 
 - bereitzuhalten,  
 - dieses ohne Benachrichtigung des Auftraggebers zu versenden, zu 
 - befördern oder einzulagern und eine zusätzliche, angemessene Vergütung 

- zu verlangen, wenn eine sichere und schadenfreie Ausführung des 
   Auftrags mit erhöhten Kosten verbunden ist.  

3.8 Der Spediteur ist nicht verpflichtet, die nach Ziffern 3.3 bis 3.6 gemachten 
Angaben nachzuprüfen oder zu ergänzen  

3.9 Der Spediteur ist nicht verpflichtet, die Echtheit der Unterschriften auf 
irgendwelchen das Gut betreffenden Mitteilungen oder sonstigen Schriftstücken 
oder die Befugnis der Unterzeichner zu prüfen, es sei denn, dass an der Echtheit 
oder der Befugnis begründete Zweifel bestehen 

04. Verpackung, Gestellung von Ladehilfs- und Packmitteln, Verwiegung und 
Untersuchung des Gutes 

4.1 Der dem Spediteur erteilte Auftrag umfasst mangels Vereinbarung nicht 

4.1.1 die Verpackung des Gutes, 

4.1.2 die Verwiegung, Untersuchung, Maßnahmen zur Erhaltung oder Besserung des 
Gutes und seiner Verpackung, es sei denn, dies ist geschäftsüblich, 

4.1.3 die Gestellung und den Tausch von Paletten oder sonstigen Ladehilfs- und 
Packmitteln. 

  
Werden diese nicht Zug-um-Zug getauscht, erfolgt eine Abholung nur, wenn ein 
neuer Auftrag erteilt wird. Dies gilt nicht, wenn der Tausch auf Veranlassung des 
Spediteurs unterbleibt. 
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4.2 Die Tätigkeiten nach Ziffer 4.1 sind gesondert zu vergüten. 

05. Zollamtliche Abwicklung 

5.1 Der Auftrag zur Versendung nach einem Bestimmungsort im Ausland schließt den 
Auftrag zur zollamtlichen Abfertigung ein, wenn ohne sie die Beförderung bis zum 
Bestimmungsort nicht ausführbar ist.  

5.2 Für die zollamtliche Abfertigung kann der Spediteur neben den tatsächlich 
auflaufenden Kosten eine besondere Vergütung berechnen.  

5.3 Der Auftrag, unter Zollverschluss eingehende Sendungen zuzuführen oder frei Haus 
zu liefern, schließt die Ermächtigung für den Spediteur ein, über die Erledigung der 
erforderlichen Zollförmlichkeiten und die Auslegung der zollamtlich festgesetzten 
Abgaben zu entscheiden. 

06. Verpackungs- und Kennzeichnungspflichten des Auftraggebers 

6.1 Die Packstücke sind vom Auftraggeber deutlich und haltbar mit den für ihre 
auftragsgemäße Behandlung erforderlichen Kennzeichen zu versehen, wie 
Adressen, Zeichen, Nummern, Symbolen für Handhabung und Eigenschaften; alte 
Kennzeichen müssen entfernt oder unkenntlich gemacht sein.  

6.2 Darüber hinaus ist der Auftraggeber verpflichtet, 

6.2.1 zu  e i n e r  Sendung gehörende Packstücke als zusammengehörig leicht 
erkennbar zu kennzeichnen; 

6.2.2 Packstücke so herzurichten, dass ein Zugriff auf den Inhalt ohne Hinterlassen 
äußerlich sichtbarer Spuren nicht möglich ist (Klebeband, Umreifungen oder 
ähnliches sind nur ausreichend, wenn sie individuell gestaltet oder sonst schwer 
nachahmbar sind; eine Umwickelung mit Folie nur, wenn diese verschweißt ist); 

6.2.3 bei einer im Spediteursammelgutverkehr abzufertigenden Sendung, die aus 
mehreren Stücken oder Einheiten mit einem Gurt maß (größter Umfang zuzüglich 
längste Kante) von weniger als 1 m besteht, diese zu größeren Packstücken 
zusammenzufassen; 

6.2.4 bei einer im Hängeversand abzufertigenden Sendung, die aus mehreren Stücken 
besteht, diese zu Griffeinheiten in geschlossenen Hüllen zusammenzufassen; 

6.2.5 auf Packstücken von mindestens 1.000 kg Rohgewicht die durch das Gesetz über 
die Gewichtsbezeichnung an schweren auf Schiffen beförderten Frachtstücken 
vorgeschriebene Gewichtsbezeichnung anzubringen. 

6.3 Packstücke sind Einzelstücke oder vom Auftraggeber zur Abwicklung des Auftrags 
gebildete Einheiten, z.B. Kisten, Gitterboxen, Paletten, Griffeinheiten, geschlossene 
Ladegefäße, wie gedeckt gebaute oder mit Planen versehene Waggons, Auflieger 
oder Wechselbrücken, Container, Iglus. 

6.4 Entsprechen die Packstücke nicht den in Ziffern 6.1 und 6.2 genannten 
Bedingungen, findet Ziffer 3.7 entsprechende Anwendungen. 

07. Kontrollpflichten des Spediteurs 

7.1 Der Spediteur ist verpflichtet, an Schnittstellen 

7.1.1 die Packstücke auf Vollzähligkeit und Identität sowie äußerlich erkennbare Schäden 
und Unversehrtheit von Plomben und Verschlüssen zu überprüfen und 

7.1.2 Unregelmäßigkeiten zu dokumentieren (z.B. in den Begleitpapieren oder durch 



5 
 

besondere Benachrichtigung). 

7.2 Schnittstelle ist jeder Übergang der Packstücke von einer Rechtsperson auf eine 
andere sowie die Ablieferung am Ende jeder Beförderungsstrecke. 

08. Quittung 

8.1 Auf Verlangen des Auftraggebers erteilt der Spediteur eine 
Empfangsbescheinigung. 

  In der Empfangsbescheinigung bestätigt der Spediteur nur die Anzahl und Art der 
Packstücke, nicht jedoch deren Inhalt, Wert oder Gewicht. Bei Massengütern, 
Wagenladungen und dergleichen enthält die Empfangsbescheinigung im Zweifel 
keine Bestätigung des Rohgewichts oder der anders angegebenen Menge des 
Gutes. 

8.2 Als Ablieferungsnachweis hat der Spediteur vom Empfänger eine 
Empfangsbescheinigung über die im Auftrag oder in sonstigen Begleitpapieren 
genannten Packstücke zu verlangen. Weigert sich der Empfänger, die 
Empfangsbescheinigung zu erteilen, so hat der Spediteur Weisung einzuholen. Ist 
das Gut beim Empfänger bereits ausgeladen, so ist der Spediteur berechtigt, es 
wieder an sich zu nehmen 

09. Weisungen 

9.1 Eine über das Gut erteilte Weisung bleibt für den Spediteur bis zu einem Widerruf 
des Auftraggebers maßgebend. 

9.2 Mangels ausreichender oder ausführbarer Weisung darf der Spediteur nach seinem 
pflichtgemäßen Ermessen handeln. 

9.3 Ein Auftrag, das Gut zur Verfügung eines Dritten zu halten, kann nicht mehr 
widerrufen werden, sobald die Verfügung des Dritten beim Spediteur eingegangen 
ist. 

10. Frachtüberweisung, Nachnahme 

10.1 Die Mitteilung des Auftraggebers, der Auftrag sei unfrei abzufertigen oder der 
Auftrag sei für Rechnung des Empfängers oder eines Dritten auszuführen, berührt 
nicht die Verpflichtung des Auftraggebers gegenüber dem Spediteur, die Vergütung 
sowie die sonstigen Aufwendungen zu tragen. 

10.2 Die Mitteilung nach Ziff. 10.1 enthält keine Nachnahmeweisung. 

11. Fristen 

11.1 Mangels Vereinbarung werden Verlade- und Lieferfristen nicht gewährleistet, 
ebensowenig eine bestimmte Reihenfolge in der Abfertigung von Gütern gleicher 
Beförderungsart.  

11.2 Unberührt bleibt die gesetzliche Haftung des Spediteurs für eine Überschreitung der 
Lieferfrist. 

12. Hindernisse 

12.1 Leistungshindernisse, die nicht dem Risikobereich des Spediteurs zuzurechnen sind, 
befreien ihn für die Zeit ihrer Dauer von den Verpflichtungen, deren Erfüllung 
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unmöglich geworden ist. 

  Im Falle der Befreiung nach Satz 1 sind der Spediteur und der Auftraggeber 
berechtigt, vom Vertrage zurückzutreten, auch wenn der Auftrag schon teilweise 
ausgeführt worden ist.  

  Tritt der Spediteur oder Auftraggeber zurück, so sind dem Spediteur die Kosten zu 
erstatten, die er für erforderlich halten durfte oder die für den Auftraggeber von 
Interesse sind.  

12.2 Der Spediteur hat nur im Rahmen seiner Sorgfaltspflicht zu prüfen und den 
Auftraggeber darauf hinzuweisen, ob gesetzliche oder behördliche Hindernisse für 
die Versendung (z.B. Ein- und Ausfuhrbeschränkungen) vorliegen. Soweit der 
Spediteur jedoch durch öffentliche Bekanntmachungen oder in den 
Vertragsverhandlungen den Eindruck erweckt hat, über besondere Kenntnisse für 
bestimmte Arten von Geschäften zu verfügen, hat er vorstehende Prüfungs- und 
Hinweispflichten entsprechend zu erfüllen.  

12.3 Vom Spediteur nicht zu vertretende öffentlich-rechtliche Akte berühren die Rechte 
des Spediteurs gegenüber dem Auftraggeber nicht; der Auftraggeber haftet dem 
Spediteur für alle aus solchen Ereignissen entstehenden Folgen. Etwaige Ansprüche 
des Spediteurs gegenüber dem Staat oder einem sonstigen Dritten werden 
hierdurch nicht berührt. 

13. Ablieferung 

Die Ablieferung erfolgt mit befreiender Wirkung an jede im Geschäft oder Haushalt des 
Empfängers anwesende Person, es sei denn, es bestehen begründete Zweifel an deren 
Empfangsberechtigung. 

14. Auskunfts- und Herausgabepflicht des Spediteurs 

 

 
14.1 Der Spediteur ist verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrichten zu 

geben, auf Verlangen über den Stand des Geschäftes Auskunft zu geben und nach 
dessen Ausführung Rechenschaft abzulegen; zur Offenlegung der Kosten ist er 
jedoch nur verpflichtet, wenn er für Rechnung des Auftraggebers tätig wird. 

14.2 Der Spediteur ist verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur Ausführung des 
Geschäfts erhält und was er aus der Geschäftsführung erlangt, herauszugeben. 

15. Lagerung 

15.1 Die Lagerung erfolgt nach Wahl des Spediteurs in dessen eigenen oder fremden 
Lagerräumen. Lagert der Spediteur bei einem fremden Lagerhalter ein, so hat er 
dessen Namen und den Lagerort dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich 
bekanntzugeben oder, falls ein Lagerschein ausgestellt ist, auf diesem zu 
vermerken.  

15.2 Dem Auftraggeber steht es frei, die Lagerräume zu besichtigen oder besichtigen zu 
lassen. Einwände oder Beanstandungen gegen die Unterbringung des Gutes oder 
gegen die Wahl des Lagerraumes muss er unverzüglich vorbringen. Macht er von 
dem Besichtigungsrecht keinen Gebrauch, so begibt er sich aller Einwände gegen 
die Art und Weise der Unterbringung, soweit die Wahl des Lagerraumes und die 
Unterbringung unter Wahrung der Sorgfalt eines ordentlichen Spediteurs erfolgt ist.  
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15.3 Das Betreten des Lagers ist dem Auftraggeber nur in Begleitung des Spediteurs zu 
dessen Geschäftsstunden erlaubt.  

15.4 Nimmt der Auftraggeber Handlungen mit dem Gut vor (z.B. Probeentnahme), so 
kann der Spediteur verlangen, dass Anzahl, Gewicht und Beschaffenheit des Gutes 
gemeinsam mit dem Auftraggeber festgestellt wird. Kommt der Auftraggeber 
diesem Verlangen nicht nach, ist die Haftung des Spediteurs für später festgestellte 
Schäden ausgeschlossen, es sei denn, der Schaden ist nicht auf die 
vorgenommenen Handlungen mit dem Gut zurückzuführen.  

15.5 Der Auftraggeber haftet für alle Schäden, die er, seine Angestellten oder 
Beauftragten beim Betreten des Lagers oder beim Betreten oder Befahren des 
Lagergrundstückes dem Spediteur, anderen Einlagerern oder sonstigen Dritten 
zufügen, es sei denn, dass den Auftraggeber, seine Angestellten oder Beauftragten 
kein Verschulden trifft.  

15.6 Bei Inventurdifferenzen kann der Spediteur bei gleichzeitigen Fehl- und 
Mehrbeständen desselben Auftraggebers eine wertmäßige Saldierung des 
Lagerbestandes vornehmen.  

15.7 Entstehen dem Spediteur begründete Zweifel, ob seine Ansprüche durch den Wert 
des Gutes sichergestellt sind, so ist er berechtigt, dem Auftraggeber eine 
angemessene Frist zu setzen, in der dieser entweder für Sicherstellung der 
Ansprüche des Spediteurs oder für anderweitige Unterbringung des Gutes Sorge 
tragen kann. Kommt der Auftraggeber diesem Verlangen nicht nach, so ist der 
Spediteur zur Kündigung ohne Kündigungsfrist berechtigt. 

16. Angebote und Vergütung 

16.1 Angebote des Spediteurs und Vereinbarungen mit ihm über Preise und Leistungen 
beziehen sich stets nur auf die namentlich aufgeführten eigenen Leistungen oder 
Leistungen Dritter und nur auf Gut normalen Umfangs, normalen Gewichts und 
normaler Beschaffenheit; sie setzen normale unveränderte 
Beförderungsverhältnisse, ungehinderte Verbindungswege, Möglichkeit 
unmittelbarer sofortiger Weiterversendung sowie Weitergeltung der bisherigen 
Frachten, Valutaverhältnisse und Tarife, welche der Vereinbarung zugrunde lagen, 
voraus, es sei denn, die Veränderungen sind unter Berücksichtigung der Umstände 
vorhersehbar gewesen. Ein Vermerk, wie etwa "zuzüglich der üblichen 
Nebenspesen", berechtigt den Spediteur, Sondergebühren und Sonderauslagen 
zusätzlich zu berechnen. 
  

16.2 Alle Angebote des Spediteurs gelten nur bei unverzüglicher Annahme zur sofortigen 
Ausführung des betreffenden Auftrages, sofern sich nichts Gegenteiliges aus dem 
Angebot ergibt, und nur, wenn bei Erteilung des Auftrages auf das Angebot Bezug 
genommen wird.  

16.3 Wird ein Auftrag gekündigt oder entzogen, so stehen dem Spediteur die Ansprüche 
nach §§ 415, 417 HGB zu.  

16.4 Wird ein Nachnahme- oder sonstiger Einziehungsauftrag nachträglich 
zurückgezogen, oder geht der Betrag nicht ein, kann der Spediteur dennoch 
Provision erheben.  

16.5 Lehnt der Empfänger die Annahme einer ihm zugerollten Sendung ab, oder ist die 
Ablieferung aus Gründen, die der Spediteur nicht zu vertreten hat, nicht möglich, 
so steht dem Spediteur für die Rückbeförderung Rollgeld in gleicher Höhe wie für 
die Hinbeförderung zu. 

17. Aufwendungen des Spediteurs, Freistellungsanspruch 
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17.1 Der Spediteur hat Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen, die er den Umständen 
nach für erforderlich halten durfte. 

17.2 Der Auftrag, ankommendes Gut in Empfang zu nehmen, ermächtigt den Spediteur, 
verpflichtet ihn aber nicht, auf dem Gut ruhende Frachten, Wertnachnahmen, Zölle, 
Steuern und sonstige Abgaben sowie Spesen auszulegen. 

17.3 Von Frachtforderungen, Havarieeinschüssen oder -beiträgen, Zöllen, Steuern und 
sonstigen Abgaben, die an den Spediteur, insbesondere als Verfügungsberechtigten 
oder als Besitzer fremden Gutes gestellt werden, hat der Auftraggeber den 
Spediteur auf Aufforderung sofort zu befreien, wenn sie der Spediteur nicht zu 
vertreten hat. Der Spediteur ist berechtigt, nach pflichtgemäßem Ermessen die zu 
seiner Sicherung oder Befreiung geeigneten Maßnahmen zu ergreifen. Sofern nicht 
die Notwendigkeit sofortigen Handelns geboten ist, hat der Spediteur Weisung 
einzuholen.  

17.4 Der Auftraggeber hat den Spediteur in geschäftsüblicher Weise rechtzeitig auf alle 
öffentlich-rechtlichen, z.B. zollrechtlichen oder Dritten gegenüber bestehenden, 
z.B. markenrechtlichen Verpflichtungen aufmerksam zu machen, die mit dem 
Besitz des Gutes verbunden sind, soweit nicht aufgrund des Angebots des 
Spediteurs davon auszugehen ist, dass diese Verpflichtungen ihm bekannt sind.  

18. Rechnungen, fremde Währungen 

18.1 Rechnungen des Spediteurs sind sofort zu begleichen. 

18.2 Der Spediteur ist berechtigt, von ausländischen Auftraggebern oder Empfängern 
nach seiner Wahl Zahlung in ihrer Landeswährung oder in deutscher Währung zu 
verlangen.  

18.3 Schuldet der Spediteur fremde Währung oder legt er fremde Währung aus, so ist er 
berechtigt, entweder Zahlung in der fremden oder in deutscher Währung zu 
verlangen. Verlangt er deutsche Währung, so erfolgt die Umrechnung zu dem am 
Tage der Zahlung amtlich festgesetzten Kurs, es sei denn, dass nachweisbar ein 
anderer Kurs zu zahlen oder gezahlt worden ist. 

19. Aufrechnung, Zurückbehaltung 

Gegenüber Ansprüchen aus dem Verkehrsvertrag und damit zusammenhängenden 
außervertraglichen Ansprüchen ist eine Aufrechnung oder Zurückbehaltung nur mit 
fälligen Gegenansprüchen zulässig, denen ein Einwand nicht entgegensteht. 

20. Pfand- und Zurückbehaltungsrecht 

20.1 Der Spediteur hat wegen aller fälligen und nicht fälligen Forderungen, die ihm aus 
den in Ziffer 2.1 genannten Tätigkeiten an den Auftraggeber zustehen, ein 
Pfandrecht und ein Zurückbehaltungsrecht an den in seiner Verfügungsgewalt 
befindlichen Gütern oder sonstigen Werten. Das Pfand- und Zurückbehaltungsrecht 
geht nicht über das gesetzliche Pfand- und Zurückbehaltungsrecht hinaus. 

20.2 Der Spediteur darf ein Pfand- oder Zurückbehaltungsrecht wegen Forderungen aus 
anderen mit dem Auftraggeber abgeschlossenen Verkehrsverträgen nur ausüben, 
soweit sie unbestritten sind oder wenn die Vermögenslage des Schuldners die 
Forderung des Spediteurs gefährdet.  

20.3 An die Stelle der in § 1234 BGB bestimmten Frist von einem Monat tritt in allen 
Fällen eine solche von zwei Wochen.  

20.4 Ist der Auftraggeber im Verzug, so kann der Spediteur nach erfolgter 
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Verkaufsandrohung von den in seinem Besitz befindlichen Gütern und Werten eine 
solche Menge, wie nach seinem pflichtgemäßen Ermessen zur Befriedigung 
erforderlich ist, freihändig verkaufen. 

20.5 Für den Pfand- oder Selbsthilfeverkauf kann der Spediteur in allen Fällen eine 
Verkaufsprovision vom Nettoerlös in Höhe von ortsüblichen Sätzen berechnen. 

21. Versicherung des Gutes 

21.1 Der Spediteur besorgt die Versicherung des Gutes (z.B. Transport- oder 
Lagerversicherung) bei einem Versicherer seiner Wahl, wenn der Auftraggeber ihn 
vor Übergabe der Güter beauftragt. 

 Kann der Spediteur wegen der Art der zu versichernden Güter oder aus einem 
anderen Grund keinen Versicherungsschutz eindecken, hat der Spediteur dies dem 
Auftraggeber unverzüglich mitzuteilen.  

21.2 Der Spediteur ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Versicherung des Gutes zu 
besorgen, wenn dies im Interesse des Auftraggebers liegt. Der Spediteur darf 
vermuten, dass die Eindeckung einer Versicherung im Interesse des Auftraggebers 
liegt, insbesondere wenn  

 - der Spediteur bei einem früheren Verkehrsvertrag eine Versicherung    
besorgt hat,  

 - der Auftraggeber im Auftrag einen Warenwert (Ziffer 3.4) angegeben hat.  

Die Vermutung des Interesses an der Eindeckung einer Versicherung besteht 
insbesondere nicht, wenn  

 - der Auftraggeber die Eindeckung schriftlich untersagt,  
 - der Auftraggeber ein Spediteur, Frachtführer oder Lagerhalter ist.  

21.3 Der Spediteur hat nach pflichtgemäßem Ermessen über Art und Umfang der 
Versicherung zu entscheiden und sie zu marktüblichen Bedingungen abzuschließen, 
es sei denn, der Auftraggeber erteilt dem Spediteur unter Angabe der 
Versicherungssumme und der zu deckenden Gefahren schriftlich eine andere 
Weisung. 

21.4 Ist der Spediteur Versicherungsnehmer und hat er für Rechnung des Auftraggebers 
gehandelt, ist der Spediteur verpflichtet, auf Verlangen gemäß Ziffer 14.1 
Rechnung zu legen. In diesem Fall hat der Spediteur die Prämie für jeden einzelnen 
Verkehrsvertrag auftragsbezogen zu erheben, zu dokumentieren und in voller Höhe 
ausschließlich für diese Versicherungsdeckung an den Versicherer abzuführen.  

21.5 Für die Versicherungsbesorgung, Einziehung des Entschädigungsbetrages und 
sonstige Tätigkeiten bei Abwicklung von Versicherungsfällen und Havarien steht 
dem Spediteur eine besondere Vergütung neben dem Ersatz seiner Auslagen zu. 

22. Haftung des Spediteurs, Abtretung von Ersatzansprüchen 

22.1 Der Spediteur haftet bei all seinen Tätigkeiten (Ziffer 2.1) nach den gesetzlichen 
Vorschriften. Es gelten jedoch die folgenden Regelungen, soweit zwingende oder 
AGB-feste Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmen.  

22.2 Soweit der Spediteur nur den Abschluss der zur Erbringung der vertraglichen 
Leistungen erforderlichen Verträge schuldet, haftet er nur für die sorgfältige 
Auswahl der von ihm beauftragten Dritten.  
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22.3 In allen Fällen, in denen der Spediteur für Verlust oder Beschädigung des Gutes 
zu haften hat, hat er Wert- und Kostenersatz entsprechend §§ 429, 430 HGB zu 
leisten.  

22.4 Soweit die §§ 425 ff und 461 Abs. 1 HGB nicht gelten, haftet der Spediteur für 
Schäden, die entstanden sind aus  

22.4.1 ungenügender Verpackung oder Kennzeichnung des Gutes durch den 
Auftraggeber oder Dritte; 

22.4.2 vereinbarter oder der Übung entsprechender Aufbewahrung im Freien; 

22.4.3 schwerem Diebstahl oder Raub (§§ 243, 244, 249 StGB);  

22.4.4 höherer Gewalt, Witterungseinflüssen, Schadhaftwerden von Geräten oder 
Leitungen, Einwirkung anderer Güter, Beschädigung durch Tiere, natürlicher 
Veränderung des Gutes  

 nur insoweit, als ihm eine schuldhafte Verursachung des Schadens nachgewiesen 
wird. Konnte ein Schaden aus einem der vorstehend aufgeführten Umständen 
entstehen, so wird vermutet, dass er aus diesem entstanden ist.  

22.5 Hat der Spediteur aus einem Schadenfall Ansprüche gegen einen Dritten, für den 
er nicht haftet, oder hat der Spediteur gegen einen Dritten seine eigene Haftung 
übersteigende Ersatzansprüche, so hat er diese Ansprüche dem Auftraggeber auf 
dessen Verlangen abzutreten, es sei denn, dass der Spediteur aufgrund 
besonderer Abmachung die Verfolgung der Ansprüche für Rechnung und Gefahr 
des Auftraggebers übernimmt.  

  Der Auftraggeber kann auch verlangen, dass der Spediteur ihm die gesamten 
Ansprüche gegen den Dritten erfüllungshalber abtritt. § 437 HGB bleibt 
unberührt. 

  Soweit die Ansprüche des Auftraggebers vom Spediteur oder aus der 
Speditionsversicherung befriedigt worden sind, erstreckt sich der 
Abtretungsanspruch nur auf den die Leistung des Spediteurs bzw. der 
Versicherung übersteigenden Teil des Anspruchs gegen den Dritten. 

23. Haftungsbegrenzungen 

23.1 Die Haftung des Spediteurs bei Verlust oder Beschädigung des Gutes 
(Güterschaden) ist mit Ausnahme der verfügten Lagerung der Höhe nach 
begrenzt  

23.1.1 auf € 5 für jedes Kilogramm des Rohgewichts der Sendung;  

23.1.2 bei einem Schaden, der an dem Gut während des Transports mit einem 
Beförderungsmittel eingetreten ist, abweichend von Ziffer 23.1.1 auf den für 
diese Beförderung gesetzlich festgelegten Haftungshöchstbetrag;  

23.1.3 bei einem Verkehrsvertrag über eine Beförderung mit verschiedenartigen 
Beförderungsmitteln unter Einschluss einer Seebeförderung, abweichend von 
Ziffer 23.1.1. auf 2 SZR für jedes Kilogramm. 

23.1.4 in jedem Schadenfall höchstens auf einen Betrag von € 1 Mio. oder 2 SZR für 
jedes Kilogramm, je nachdem, welcher Betrag höher ist.  

23.2 Sind nur einzelne Packstücke oder Teile der Sendung verloren oder beschädigt 
worden, berechnet sich die Haftungshöchstsumme nach dem Rohgewicht  

 - der gesamten Sendung, wenn die gesamte Sendung entwertet ist,  
 - des entwerteten Teils der Sendung, wenn nur ein Teil der Sendung 
   entwertet ist.  



11 
 

23.3 Die Haftung des Spediteurs für andere als Güterschäden mit Ausnahme von 
Personenschäden und Sachschäden an Drittgut ist der Höhe nach begrenzt auf 
das Dreifache des Betrages, der bei Verlust des Gutes zu zahlen wäre, höchstens 
auf einen Betrag von € 100.000 je Schadenfall. Die §§ 431 Abs. 3, 433 HGB 
bleiben unberührt.  

23.4 Die Haftung des Spediteurs ist in jedem Fall, unabhängig davon, wie viele 
Ansprüche aus einem Schadenereignis erhoben werden, begrenzt auf € 2 Mio. je 
Schadenereignis oder 2 SZR für jedes Kilogramm der verlorenen und 
beschädigten Güter, je nachdem, welcher Betrag höher ist, bei mehreren 
Geschädigten haftet der Spediteur anteilig im Verhältnis ihrer Ansprüche.  

23.5 Für die Berechnung des SZR gilt § 431 Abs. 4 HGB. 

24. Haftungsbegrenzungen bei verfügter Lagerung 

24.1 Die Haftung des Spediteurs bei Verlust oder Beschädigung des Gutes 
(Güterschaden) ist bei einer verfügten Lagerung begrenzt  

24.1.1 auf € 5 für jedes Kilogramm des Rohgewichts der Sendung,  

24.1.2 höchstens € 5.000 je Schadenfall; besteht der Schaden eines Auftraggebers in 
einer Differenz zwischen Soll- und Ist-Bestand des Lagerbestandes (Ziffer 15.6), 
so ist die Haftungshöhe auf € 25.000 begrenzt, unabhängig von der Zahl der für 
die Inventurdifferenz ursächlichen Schadenfälle. In beiden Fällen bleibt Ziffer 
24.1.1 unberührt.  

24.2 Ziffer 23.2 gilt entsprechend. 

24.3 Die Haftung des Spediteurs für andere als Güterschäden mit Ausnahme von 
Personenschäden und Sachschäden an Drittgut ist bei einer verfügten Lagerung 
begrenzt auf € 5.000 je Schadenfall.  
 
 
 

24.4 Die Haftung des Spediteurs ist in jedem Fall, unabhängig davon, wie viele 
Ansprüche aus einem Schadenereignis erhoben werden, auf € 2 Mio. je 
Schadenereignis begrenzt; bei mehreren Geschädigten haftet der Spediteur 
anteilig im Verhältnis ihrer Ansprüche. 

25. Beweislast 

25.1 Der Auftraggeber hat im Schadenfall zu beweisen, dass dem Spediteur ein Gut 
bestimmter Menge und Beschaffenheit ohne äußerlich erkennbare Schäden (§ 438 
HGB) übergeben worden ist. Der Spediteur hat zu beweisen, dass er das Gut, wie 
er es erhalten hat, abgeliefert hat.  

25.2 Der Beweis dafür, dass ein Güterschaden während des Transports mit einem 
Beförderungsmittel (Ziffer 23.1.2) eingetreten ist, obliegt demjenigen, der dies 
behauptet. Bei unbekanntem Schadenort hat der Spediteur auf Verlangen des 
Auftraggebers oder Empfängers den Ablauf der Beförderung anhand einer 
Schnittstellendokumentation (Ziffer 7) darzulegen. Es wird vermutet, dass der 
Schaden auf derjenigen Beförderungsstrecke eingetreten ist, für die der Spediteur 
eine vorbehaltslose Quittung nicht vorlegt.  

25.3 Der Spediteur ist verpflichtet, durch Einholung von Auskünften und Beweismitteln 
für die Feststellung zu sorgen, wo der geltend gemachte Schaden eingetreten ist. 

26. Außervertragliche Ansprüche 
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Die vorstehenden Haftungsbefreiungen und -beschränkungen gelten entsprechend §§ 
434, 436 HGB auch für außervertragliche Ansprüche. 

27. Qualifiziertes Verschulden 

27.1  Die vorstehenden Haftungsbefreiungen und -begrenzungen gelten nicht, wenn der 
Schaden verursacht worden ist durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des 
Spediteurs oder seiner leitenden Angestellten oder durch Verletzung 
vertragswesentlicher Pflichten, wobei Ersatzansprüche in letzterem Fall begrenzt 
sind auf den vorhersehbaren, typischen Schaden; 

 
27.2 in den Fällen der §§ 425 ff, 461 Abs. 1 HGB durch den Spediteur oder die in §§ 

428, 462 HGB genannten Personen vorsätzlich oder leichtfertig und in dem 
Bewusstsein, dass ein Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde. 

28. Schadenanzeige 

Für die Anzeige eines Schadens findet § 438 HGB Anwendung. 

29. Haftungsversicherung des Spediteurs 

29.1 Der Spediteur ist verpflichtet, bei einem Versicherer seiner Wahl eine 
Haftungsversicherung zu marktüblichen Bedingungen abzuschließen und aufrecht 
zu erhalten, die seine verkehrsvertragliche Haftung nach den ADSp und nach dem 
Gesetz im Umfang der Regelhaftungssummen abdeckt.  

29.2 Die Vereinbarung einer Höchstersatzleistung je Schadenfall, Schadenereignis und 
Jahr ist zulässig; ebenso die Vereinbarung einer Schadenbeteiligung des 
Spediteurs.  

29.3 Der Spediteur darf sich gegenüber dem Auftraggeber auf die ADSp nur berufen, 
wenn er bei Auftragserteilung einen ausreichenden Haftungsversicherungsschutz 
vorhält.  

29.4 Auf Verlangen des Auftraggebers hat der Spediteur diesen 
Haftungsversicherungsschutz durch eine Bestätigung des Versicherers 
nachzuweisen. 

30. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwendendes Recht 

30.1 Der Erfüllungsort ist für alle Beteiligten der Ort derjenigen Niederlassung des 
Spediteurs, an die der Auftrag gerichtet ist. 

30.2 Der Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten, die aus dem Auftragsverhältnis oder 
im Zusammenhang damit entstehen, ist für alle Beteiligten, soweit sie Kaufleute 
sind, der Ort derjenigen Niederlassung des Spediteurs, an die der Auftrag gerichtet 
ist; für Ansprüche gegen den Spediteur ist dieser Gerichtsstand ausschließlich. 

30.3 Für die Rechtsbeziehungen des Spediteurs zum Auftraggeber oder zu seinen 
Rechtsnachfolgern gilt deutsches Recht. 
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Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) 

Vom 22. Juni 1998 (BGBI. I S. 1485) 
Verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Reform des Güterkraftverkehrsrechts vom 22. 6. 1998  

(BGBI. I S. 1485). In Kraft am 1. 7. 1998. Abweichende Inkrafttretensdaten sind als Fußnote angegeben. 
(BGB1. III 9241-34) 

1. Abschnitt - Allgemeine Vorschriften  

§ 1 Begriffsbestimmungen  
§ 2 Ausnahmen 

2. Abschnitt - Gewerblicher Güterkraftverkehr 

§ 3 Erlaubnispflicht 
§ 4 Unterrichtung der Berufsgenossenschaft 
§ 5 Erlaubnispflicht und Gemeinschaftslizenz 
§ 6 Grenzüberschreitender Güterkraftverkehr durch Gebietsfremde 
§ 7 Mitführungs- und Aushändigungspflichten im gewerblichen Güterkraftverkehr 
§ 7 a Güterschaden-Haftpflichtversicherung 
§ 8 Vorläufige Weiterführung der Güterkraftverkehrsgeschäfte 

3. Abschnitt - Werkverkehr 

§ 9 Erlaubnis- und Versicherungsfreiheit  

4. Abschnitt - Bundesamt für Güterverkehr 

§ 10 Organisation  
§ 11 Aufgaben 
§ 12 Befugnisse 
§ 13 Untersagung der Weiterfahrt 
§ 14 Marktbeobachtung 
§ 15 Unternehmensdatei 
§ 15 a Werkverkehrsdatei 
§ 16 Datei über abgeschlossene Bußgeldverfahren 
§ 17 Zuständigkeit für die Durchführung internationalen Verkehrsrechts 

5. Abschnitt - Überwachung, Bußgeldvorschriften 

§ 18 Grenzkontrollen 
§ 19 Bußgeldvorschriften 
§ 20 Befugnisse des Bundesamtes bei der Verfolgung von Zuwiderhandlungen 
§ 21 Zuständigkeiten für die Ahndung von Zuwiderhandlungen 
§ 21 a Aufsicht 

6. Abschnitt - Gebühren und Auslagen, Ermächtigungen, Übergangsregelungen  

§ 22 Gebühren und Auslagen 
§ 23 Ermächtigungen zum Erlaß von Durchführungsbestimmungen  
§ 24 Weitergeltung und Umtausch von Berechtigungen 
§ 25 Befristete Ausnahmen 
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§ 1 Begriffsbestimmungen 

1. Güterkraftverkehr ist die geschäftsmäßige oder entgeltliche Beförderung von 
Gütern mit Kraftfahrzeugen, die einschließlich Anhänger ein höheres zulässiges 
Gesamtgewicht als 3,5 Tonnen haben. 
   

2. Werkverkehr ist Güterkraftverkehr für eigene Zwecke eines Unternehmens, wenn 
folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
   

1. Die beförderten Güter müssen Eigentum des Unternehmens oder von ihm 
verkauft, gekauft, vermietet, gemietet, hergestellt, erzeugt, gewonnen, 
bearbeitet oder instand gesetzt worden sein.  

2. Die Beförderung muss der Anlieferung der Güter zum Unternehmen, ihrem 
Versand vom Unternehmen, ihrer Verbringung innerhalb oder - zum 
Eigengebrauch - außerhalb des Unternehmens dienen.  

3. Die für die Beförderung verwendeten Kraftfahrzeuge müssen vom eigenen 
Personal des Unternehmens geführt werden. Im Krankheitsfall ist es dem 
Unternehmen gestattet, sich für einen Zeitraum von bis zu vier Wochen 
anderer Personen zu bedienen.  

4. Die Beförderung darf nur eine Hilfstätigkeit im Rahmen der gesamten 
Tätigkeit des Unternehmens darstellen. 
   

3. Den Bestimmungen über den Werkverkehr unterliegt auch die Beförderung von 
Gütern durch Handelsvertreter, Handelsmakler und Kommissionäre, soweit 
   

1. deren geschäftliche Tätigkeit sich auf diese Güter bezieht,  
2. die Voraussetzungen nach Absatz 2 Nr. 2 bis 4 vorliegen und  
3. ein Kraftfahrzeug verwendet wird, dessen Nutzlast einschließlich der 

Nutzlast eines Anhängers 4 Tonnen nicht überschreiten darf. 
   

4. Güterkraftverkehr, der nicht Werkverkehr im Sinne der Absätze 2 und 3 darstellt, 
ist gewerblicher Güterkraftverkehr. 

§ 2 Ausnahmen 

1. Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine Anwendung auf 
   

1. die gelegentliche, nichtgewerbsmäßige Beförderung von Gütern durch 
Vereine für ihre Mitglieder oder für gemeinnützige Zwecke, 
   

2. die Beförderung von Gütern durch Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts im Rahmen ihrer öffentlichen Aufgaben, 
   

3. die Beförderung von beschädigten oder reparaturbedürftigen Fahrzeugen 
aus Gründen der Verkehrssicherheit oder zum Zwecke der Rückführung, 
   

4. die Beförderung von Gütern bei der Durchführung von Verkehrsdiensten, 
die nach dem Personenbeförderungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom B. August 1990 (BGBI. I S. 1690) in der jeweils 
geltenden Fassung genehmigt wurden, 
   

5. die Beförderung von Medikamenten, medizinischen Geräten und 
Ausrüstungen sowie anderen zur Hilfeleistung in dringenden Notfällen 
bestimmten Gütern, 
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6. die Beförderung von Milch und Milcherzeugnissen für andere zwischen 
landwirtschaftlichen Betrieben, Milchsammelstellen und Molkereien durch 
landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne des Gesetzes über die 
Alterssicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBI. I S. 1890) in der 
jeweils geltenden Fassung, 
   

7. die in Land- und forstwirtschaftlichen Betrieben übliche Beförderung von 
land- und forstwirtschaftlichen Bedarfsgütern oder Erzeugnissen 
   

a. für eigene Zwecke, 
   

b. für andere Betriebe dieser Art 
   

a. im Rahmen der Nachbarschaftshilfe oder 
   

b. im Rahmen eines Maschinenringes oder eines vergleichbaren 
wirtschaftlichen Zusammenschlusses, sofern die Beförderung 
innerhalb eines Umkreises von 75 Kilometern in der Luftlinie 
um den Mittelpunkt des Standorts des Kraftfahrzeugs im 
Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 1 der Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung mit Zugmaschinen oder 
Sonderfahrzeugen durchgeführt wird, die nach § 3 Nr. 7 des 
Kraftfahrzeugsteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. Mai 1994 (BGBI. I S. 1102), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. April 
1997 (BGBI. I S. 805), von der Kraftfahrzeugsteuer befreit 
sind, sowie 
   

8. die im Rahmen der Gewerbeausübung erfolgende Beförderung von 
Betriebseinrichtungen für eigene Zwecke. 
   

2. § 14 bleibt unberührt. 

§3 Erlaubnispflicht 

1. Der gewerbliche Güterkraftverkehr ist erlaubnispflichtig. 
   

2. Die Erlaubnis wird einem Unternehmer, dessen Unternehmen seinen Sitz im 
Inland hat, für die Dauer von fünf Jahren erteilt, wenn 
   

1. der Unternehmer und die zur Führung der Güterkraftverkehrsgeschäfte 
bestellte Person zuverlässig sind, 
   

2. die finanzielle Leistungsfähigkeit des Unternehmens gewährleistet ist und 
   

3. der Unternehmer oder die zur Führung der Güterkraftverkehrsgeschäfte 
bestellte Person fachlich geeignet ist.  
 
Eine Erlaubnis, deren Gültigkeitsdauer abgelaufen ist, wird zeitlich 
unbefristet erteilt, wenn der Unternehmer die 
Berufszugangsvoraussetzungen nach wie vor erfüllt.  

3. Die Bedingungen für den Berufszugang nach Absatz 2 sind vorbehaltlich von 
Absatz 6 Nr. l gegeben, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
   

1. Die Zuverlässigkeit ist gegeben, wenn der Unternehmer und die zur 
Führung der Güterkraftverkehrsgeschäfte bestellte Person die Gewähr 
dafür bieten, daß das Unternehmen ~n gesetzlichen Bestimmungen 
entsprechend geführt wird und die Allgemeinheit bei dem Betrieb des 



16 
 

Unternehmens vor Schäden oder Gefahren bewahrt bleibt. 
   

2. Die finanzielle Leistungsfähigkeit ist gegeben, wenn die zur Aufnahme und 
ordnungsgemäßen, insbesondere verkehrssicheren Führung des 
Unternehmens erforderlichen finanziellen Mittel verfügbar sind. 
   

3. Die fachliche Eignung ist gegeben, wenn der Unternehmer oder die zur 
Führung der Güterkraftverkehrsgeschäfte bestellte Person über die zur 
Führung des Unternehmens erforderlichen Fachkenntnisse verfügt.  

   

4. (3 a) Der Erlaubnisinhaber erhält auf Antrag neben der Erlaubnis so viele 
Erlaubnisausfertigungen, wie ihm weitere Fahrzeuge und die für diese 
erforderliche finanzielle Leistungsfähigkeit nach der Richtlinie 96/26/EG des Rates 
vom 29. April 1996 über den Zugang zum Beruf des Güter und 
Personenkraftverkehrsunternehmers im innerstaatlichen und 
grenzüberschreitenden Verkehr (ABI. EG Nr. L 124 S. 1) in der jeweils geltenden 
Fassung zur Verfügung stehen. Eigenkapital und Reserven, auf Grund deren 
beglaubigte Abschriften der Gemeinschaftslizenz nach der Verordnung (EWG) Nr. 
881/92 des Rates vom 26. März 1992 über den Zugang zum 
Güterkraftverkehrsmarkt in der Gemeinschaft für Beförderungen aus oder nach 
einem Mitgliedstaat oder durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten (ABI. EG Nr. L 
95 S. 1) in der jeweils geltenden Fassung erteilt wurden, können im Verfahren auf 
Erteilung der Erlaubnis und Erlaubnisausfertigungen nicht nochmals in Ansatz 
gebracht werden. 
 
(4) Die Erlaubnis kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen oder mit 
verkehrsmäßigen Beschränkungen erteilt werden. 
 
(5) Hat bei der Erteilung der Erlaubnis eine der Voraussetzungen nach Absatz 2 
nicht vorgelegen oder ist diese nachträglich entfallen, kann die Erlaubnis 
zurückgenommen oder widerrufen werden. Im übrigen bleiben die Bestimmungen 
der §§ 48, 49 und 50 des Verwaltungsverfahrensgesetzes unberührt. Die 
Finanzbehörden dürfen die Erlaubnisbehörde davon in Kenntnis setzen, daß der 
Unternehmer die ihm obliegenden steuerrechtlichen Verpflichtungen wiederholt 
nicht erfüllt oder eine eidesstattliche Versicherung nach § 284 der 
Abgabenordnung abgegeben hat. 
 
(5 a) Rechtzeitig vor der Entscheidung über die Erteilung, die Rücknahme oder 
den Widerruf der Erlaubnis und von Erlaubnisausfertigungen gibt die 
Erlaubnisbehörde dem Bundesamt für Güterverkehr, den beteiligten Verbänden 
des Verkehrsgewerbes, der fachlich zuständigen Gewerkschaft und der 
zuständigen Industrie- und Handelskammer Gelegenheit zur Stellungnahme. 
 
(6) Das Bundesministerium für Verkehr wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen, durch die 
 
1. die Anforderungen an die Berufszugangsvoraussetzungen zur Gewährleistung 
eines hohen Niveaus näher bestimmt werden und 
 
2. a) das Verfahren zur Erteilung, zur Rücknahme und zum Widerruf der Erlaubnis 
und zur Erteilung und Einziehung der Erlaubnisausfertigungen einschließlich der 
Durchführung von Anhörungen, 
 
b) Form und Inhalt, insbesondere die Geltungsdauer der Erlaubnis und der 
Ausfertigungen, 
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c) das Verfahren bei Eintritt wesentlicher Änderungen nach Erteilung der Erlaubnis 
und der Ausfertigungen, 
 
3. die Voraussetzungen für die Erteilung zusätzlicher Ausfertigungen nach 
Maßgabe der Richtlinie 96/26/EG des Rates vom 29. April 1996 in der jeweils 
geltenden Fassung sowie 
 
4. die Voraussetzungen zur Rücknahme und zum Widerruf der Entscheidung über 
die Erteilung der Ausfertigungen entsprechend Artikel8 Abs. 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 881/92 des Rates vom 26. März 1992 in der jeweils geltenden Fassung 
geregelt werden. 
 
(7) Die Landesregierung oder die von ihr ermächtigte Stelle bestimmt die 
Erlaubnisbehörde. Örtlich zuständig ist die Erlaubnisbehörde, in deren 
Zuständigkeitsbereich das Unternehmen des Antragstellers seinen Sitz hat. 

§ 4 Unterrichtung der Berufsgenossenschaft 

Die Erlaubnisbehörde hat der zuständigen Berufsgenossenschaft unverzüglich die 
Erteilung der Erlaubnis mitzuteilen. Die Anzeigepflicht des Unternehmers nach § 192 des 
Siebten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. 

§ 5 Erlaubnispflicht und Gemeinschaftslizenz 

Die Gemeinschaftslizenz nach Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des Rates vom 
26. März 1992 in der jeweils geltenden Fassung gilt als Erlaubnis nach § 3, es sei denn, 
es handelt sich um eine Beförderung zwischen dem Inland und einem Staat, der weder 
Mitglied der Europäischen Union noch anderer Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum ist. 

§ 6 Güterkraftverkehr durch Gebietsfremde 

Ein Unternehmer, dessen Unternehmen seinen Sitz nicht im Inland hat, ist für den 
grenzüberschreitenden gewerblichen Güterkraftverkehr von der Erlaubnispflicht nach § 3 
befreit, soweit er Inhaber der jeweils erforderlichen Berechtigung ist. Berechtigungen 
sind die 

1. Gemeinschaftslizenz,  

2. Genehmigung auf Grund der Resolution des Rates der Europäischen Konferenz der 
Verkehrsminister (CEMT) vom 14. Juni 1973 (BGBl. 1974 II S. 298) nach Maßgabe der 
Verordnung über den grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr mit CEMT-
Genehmigungen vom 17. Juli 1974 (BGBl. I S. 1521) in der jeweils geltenden Fassung,   

3. CEMT-Umzugsgenehmigung oder  

4. Drittstaatengenehmigung  
 

§ 7 Mitführungs- und Aushändigungspflichten im gewerblichen 
Güterkraftverkehr 

1. Soweit für eine Fahrt im gewerblichen Güterkraftverkehr eine Berechtigung 
(Erlaubnis, Gemeinschaftslizenz, CEMT-, CEMT-Urnzugs- oder 
Drittstaatengenehmigung) und der Nachweis der Erfüllung bestimmter Technik-, 
Sicherheits- und Umweltanforderungen für das eingesetzte Fahrzeug 
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vorgeschrieben sind und die Fahrt im Inland durchgeführt wird, hat der 
Unternehmer dafür zu sorgen, dass während der gesamten Fahrt die jeweils 
erforderliche Berechtigung und die fahrzeugbezogenen Nachweise mitgeführt 
werden.  
   

2. Das Fahrpersonal muss die erforderliche Berechtigung und die fahrzeugbezogenen 
Nachweise nach Absatz 1 während der Fahrt mitführen und Kontrollberechtigten 
auf Verlangen zur Prüfung aushändigen. 
   

3. Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass während einer Beförderung im 
gewerblichen Güterkraftverkehr ein Begleitpapier oder ein sonstiger Nachweis 
mitgeführt wird, in dem das beförderte Gut, der Be- und Entladeort und der 
Auftraggeber angegeben werden. Das Fahrpersonal muss das Begleitpapier oder 
den sonstigen Nachweis nach Satz 1 während der Beförderung mitführen und 
Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Prüfung aushändigen oder in anderer 
geeigneter Weise zugänglich machen. 

§ 7a Güterschaden-Haftpflichtversicherung 

1. Der Unternehmer hat sich gegen alle Schäden zu versichern, für die er bei 
Beförderungen mit Be- und Entladeort im Inland nach dem Vierten Abschnitt des 
Handelsgesetzbuchs in Verbindung mit dem Frachtvertrag haftet. Er hat dafür zu 
sorgen, dass während der Beförderung ein gültiger Versicherungsnachweis 
mitgeführt wird. 
   

2. Das Fahrpersonal muss den Versicherungsnachweis nach Absatz 1 Satz 2 während 
der Beförderung mitführen und Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Prüfung 
aushändigen. 
   

3. Der Versicherer teilt dem Bundesamt für Güterverkehr den Abschluss und das 
Erlöschen der Versicherung mit. 

§ 8 Vorläufige Weiterführung 

1. Nach dem Tode des Unternehmers darf der Erbe die Güterkraftverkehrsgeschäfte 
vorläufig weiterführen. Das gleiche gilt für den Testamentsvollstrecker, 
Nachlasspfleger oder Nachlassverwalter während einer Testamentsvollstreckung, 
Nachlasspflegschaft oder Nachlassverwaltung. 
   

2. Die Befugnis nach Absatz 1 erlischt, wenn nicht der Erbe binnen drei Monaten 
nach Ablauf der für die Ausschlagung der Erbschaft vorgesehenen Frist oder eine 
der in Absatz 1 Satz 2 genannten Personen binnen drei Monaten nach der 
Annahme ihres Amtes oder ihrer Bestellung die Erlaubnis beantragt hat. Ein in der 
Person des Erben wirksam gewordener Fristablauf wirkt auch gegen den 
Nachlassverwalter. Die Frist kann auf Antrag einmal um drei Monate verlängert 
werden. 
   

3. Im Falle der Erwerbs- oder Geschäftsunfähigkeit des Unternehmers oder der zur 
Führung der Güterkraftverkehrsgeschäfte bestellten Person darf ein Dritter, bei 
dem die Voraussetzungen nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 und 3 noch nicht festgestellt 
worden sind, die Güterkraftverkehrsgeschäfte bis zu sechs Monaten nach 
Feststellung der Erwerbs- oder Geschäftsunfähigkeit weiterführen. Die Frist kann 
auf Antrag einmal um drei Monate verlängert werden. 

§ 9 Erlaubnis- und Versicherungsfreiheit 

Der Werkverkehr ist erlaubnisfrei. Es besteht keine Versicherungspflicht. 
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§ 10 Organisation 

1. Das Bundesamt für Güterverkehr (Bundesamt) ist eine selbständige 
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr. Es 
wird von dem Präsidenten geleitet. 
   

2. Der Aufbau des Bundesamtes wird durch das Bundesministerium für Verkehr 
geregelt. 

§ 11 Aufgaben 

1. Das Bundesamt erledigt Verwaltungsaufgaben des Bundes auf dem Gebiet des 
Verkehrs, die ihm durch dieses Gesetz, durch andere Bundesgesetze oder auf 
Grund dieser Gesetze zugewiesen sind. 
   

2. Das Bundesamt hat darüber zu wachen, dass  
   

1. in- und ausländische Unternehmen des gewerblichen Güterkraftverkehrs 
und alle anderen am Beförderungsvertrag Beteiligten die Pflichten erfüllen, 
die ihnen nach diesem Gesetz und den hierauf beruhenden 
Rechtsvorschriften obliegen, 
   

2. die Bestimmungen über den Werkverkehr eingehalten werden,  
   

3. die Rechtsvorschriften über  
   

a. die Beschäftigung und die Tätigkeiten des Fahrpersonals auf 
Kraftfahrzeugen, 
   

b. die zulässigen Abmessungen sowie die zulässigen Achslasten und 
Gesamtgewichte von Kraftfahrzeugen und Anhängern, 
   

c. die im internationalen Güterkraftverkehr verwendeten Container 
gemäß Artikel VI Abs. 1 des Internationalen Übereinkommens über 
sichere Container (CSC) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. August 1985 (BGBl. II S. 1009) in der jeweils durch 
Rechtsverordnung nach Artikel 2 des Zustimmungsgesetzes 
umgesetzten Fassung, 
   

d. die Abgaben, die für das Halten oder Verwenden von Fahrzeugen 
zur Straßengüterbeförderung sowie für die Benutzung von Straßen 
anfallen, 
   

e. die Umsatzsteuer, die für die Beförderung von Gütern im 
Binnenverkehr durch ausländische Unternehmer oder mit nicht im 
Inland zugelassenen Fahrzeugen anfällt, 
   

f. die Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße, 
   

g. die Beförderungsmittel nach den Vorgaben des Übereinkommens 
über internationale Beförderungen leicht verderblicher Lebensmittel 
und über die besonderen Beförderungsmittel, die für diese 
Beförderungen zu verwenden sind (ATP), vom 1. September 1970 
(BGBl. 1974 II 5. 566) in der jeweils durch Rechtsverordnung nach 
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Artikel 2 des Zustimmungsgesetzes umgesetzten Fassung, 
   

h. die Beschaffenheit, Kennzeichnung und Benutzung von 
Beförderungsmitteln und Transportbehältnissen zur Beförderung 
von Lebensmitteln und Erzeugnissen des Weinrechts, 
   

i. das Mitführen einer Ausfertigung der Genehmigung für die 
Beförderung von Kriegswaffen nach dem Gesetz über die Kontrolle 
von Kriegswaffen in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. 
November 1990 (BGBl. I S. 2506) in der jeweils geltenden Fassung, 
   

j. die Beförderung von Abfall mit Fahrzeugen zur 
Straßengüterbeförderung und 
   

k. die zulässigen Werte für Geräusche und für verunreinigende Stoffe 
im Abgas von Kraftfahrzeugen zur Güterbeförderung  
 
eingehalten werden, soweit diese Überwachung im Rahmen der 
Maßnahmen nach § 12 Abs. 1 und 2 durchgeführt werden kann.  
   

3. In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 Buchstabe d und e hat das Bundesamt ohne 
Ersuchen den zuständigen Finanzbehörden die zur Sicherung der Besteuerung 
notwendigen Daten zu übermitteln.  
   

4. Allgemeine Verwaltungsvorschriften zu den Aufgaben nach Absatz 2 Nr. 3 
Buchstabe j und k werden vom Bundesministerium für Verkehr und vom 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit erlassen. 

§ 12 Befugnisse 

1. Soweit dies zur Durchführung der Aufgaben nach § 11 Abs. 2 erforderlich ist, kann 
das Bundesamt insbesondere auf Straßen, auf Autohöfen und an Tankstellen 
Überwachungsmaßnahmen im Wege von, Stichproben durchführen. Zu diesem 
Zweck dürfen seine Beauftragten Kraftfahrzeuge zur Güterbeförderung anhaften. 
Das Fahrpersonal hat den Beauftragten des Bundesamtes unverzüglich die zur 
Erfüllung der Überwachungsaufgaben erforderlichen Auskünfte wahrheitsgemäß 
nach bestem Wissen und Gewissen zu erteilen. Es kann die Auskunft auf Fragen 
verweigern, deren Beantwortung es selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. 
   

2. Zur Überwachung von Rechtsvorschriften über die Beschäftigung und die 
Tätigkeiten des Fahrpersonals auf Kraftfahrzeugen können Beauftragte des 
Bundesamtes auf Antrag eines Landes auch Kraftomnibusse anhalten. 
   

3. Das Fahrpersonal hat die Zeichen und Weisungen der Beauftragten des 
Bundesamtes zu befolgen, ohne dadurch von seiner Sorgfaltspflicht entbunden zu 
sein. 
   

4. Soweit dies zur Durchführung der Aufgaben nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 und 2 sowie 
Nr. 3 Buchstabe d (Rechtsvorschriften über die Abgaben für die Benutzung von 
Straßen) erforderlich ist, können Beauftragte des Bundesamtes bei Eigentümern 
und Besitzern von Kraftfahrzeugen zur Güterbeförderung und allen an der 
Beförderung oder an den Handelsgeschäften über die beförderten Güter 
Beteiligten  
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1. Grundstücke und Geschäftsräume innerhalb der üblichen Geschäfts- und 
Arbeitsstunden betreten sowie 
   

2. Einsicht in die Bücher und Geschäftspapiere einschließlich der Unterlagen 
über den Fahrzeugeinsatz nehmen. 
   

Die in Satz 1 genannten Personen haben diese Maßnahmen zu gestatten. 
   

5. Die in Absatz 4 genannten und für sie tätigen Personen haben den Beauftragten 
des Bundesamtes auf Verlangen alle für die Durchführung der Überwachung nach 
§ 11 Abs. 2 Nr. 1 und 2 sowie Nr. 3 Buchstabe d (Rechtsvorschriften über die 
Abgaben für die Benutzung von Straßen) erforderlichen 
   

1. Auskünfte zu erteilen, 
   

2. Nachweise zu erbringen sowie 
   

3. Hilfsmittel zu stellen und Hilfsdienste zu leisten. 
   

Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
   

6. Stellt das Bundesamt in Ausübung der in den Absätzen 1 und 2 genannten 
Befugnisse Tatsachen fest, die die Annahme rechtfertigen, dass 
Zuwiderhandlungen gegen 
   

1. §§ 142, 267, 268, 315c oder § 316 des Strafgesetzbuches, 
   

2. § 21 oder § 22 des Straßenverkehrsgesetzes, 
   

3. § 24 des Straßenverkehrsgesetzes, die nach den, auf Grund des § 26a des 
Straßenverkehrsgesetzes erlassenen Bußgeldkatalog in der Regel mit 
Geldbußen von mindestens 100 Deutsche Mark geahndet werden, 
   

4. § 24a des Straßenverkehrsgesetzes,  
   

5. § 18 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a des Tierschutzgesetzes oder  
   

6. § 61 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 2 Nr. 10 des Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetzes vom 27. September 1994 (BGBl. I S. 2705) in der jeweils 
geltenden Fassung, bei denen das Bundesamt nicht Verwaltungsbehörde 
im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
ist,  

begangen wurden, übermittelt es derartige Feststellungen den zuständigen 
Behörden. Bei Durchführung der Überwachung nach den Absätzen 4 und 5 gilt 
Gleiches für schwerwiegende Zuwiderhandlungen gegen die in § 11 Abs. 2 Nr. 3 
genannten Rechtsvorschriften. 

§ 13 Untersagung der Weiterfahrt 

Das Bundesamt kann die Fortsetzung der Fahrt untersagen, soweit dies zur 
Wahrnehmung der ihm nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 oder 3 übertragenen Aufgaben erforderlich 
ist. 
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§ 14 Marktbeobachtung 

1. Das Bundesamt beobachtet und begutachtet die Entwicklung des 
Marktgeschehens im Güterverkehr (Marktbeobachtung). Die Marktbeobachtung 
umfasst den Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsgüterverkehr. Mit der 
Marktbeobachtung sollen Fehlentwicklungen auf dem Verkehrsmarkt frühzeitig 
erkannt werden. Es besteht keine Auskunftspflicht. 
   

2. Das Bundesamt berichtet den, Bundesministerium für Verkehr über den jeweiligen 
Stand der Entwicklung des Marktgeschehens und die absehbare künftige 
Entwicklung. 
   

3. Zur Erfüllung der Aufgaben nach den Absätzen 1 und 2 dürfen dem Bundesamt 
vom Statistischen Bundesamt und den Statistischen Ämtern der Länder aus den 
von diesen geführten Wirtschaftsstatistiken, insbesondere der Verkehrsstatistik, 
zusammengefasste Einzelangaben übermittelt werden, sofern diese keine 
Rückschlüsse auf eine bestimmte oder bestimmbare Person zulassen. 
   

4. Die vom Bundesamt im Rahmen der Marktbeobachtung gewonnenen 
personenbezogenen Daten dürfen nur für Zwecke der Marktbeobachtung 
gespeichert und genutzt werden. Sie sind zu löschen, sobald ,sie für diese Zwecke 
nicht mehr benötigt werden. 

§ 15 Unternehmensdatei 

1. Das Bundesamt führt eine Datei über alle im Inland niedergelassenen 
Unternehmen des gewerblichen Güterkraftverkehrs, um unmittelbar feststellen zu 
können, über welche Berechtigungen (Erlaubnis, Gemeinschaftslizenz, CEMT-
Genehmigung, CEMT-Umzugsgenehmigung) die jeweiligen Unternehmer verfügen. 
   

2. Zu dem in Absatz 1 genannten Zweck kann das Bundesamt folgende Daten des 
Unternehmens speichern: 
   

1. Name und Rechtsform, 
   

2. Anschrift sowie Telefon- und Telefaxnummern des Sitzes, 
   

3. Vor- und Familiennamen der Inhaber, der geschäftsführungs- und 
vertretungsberechtigten Gesellschafter, der gesetzlichen Vertreter und der 
zur Führung der Güterkraftverkehrsgeschäfte bestellten Personen, 
   

4. Anschriften der Niederlassungen sowie 
   

5. Art und Anzahl der erteilten Berechtigungen, Abschriften und 
Ausfertigungen sowie jeweils die zuständige Erteilungsbehörde und das 
Erteilungsdatum. 
   

Soweit die Berechtigungen von der zuständigen Landesbehörde erteilt werden, 
übermittelt diese dem Bundesamt die in Satz 1 genannten Daten zur Aufnahme in 
die Unternehmensdatei. 
   

3. Ergeben sich beim Bundesamt Anhaltspunkte dafür, dass die in Absatz 2 Satz 1 
genannten Daten nicht mehr richtig sind, teilt es dies der zuständigen 
Landesbehörde mit. Diese kann vom Unternehmer Auskunft verlangen und 
unterrichtet das Bundesamt. Der Unternehmer ist zur Auskunft nach Satz 2 
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verpflichtet. 
   

4. Das Bundesamt darf die nach Absatz 2 gespeicherten Daten für die 
   

1. Erteilung von CEMT-Genehmigungen, 
   

2. Beantwortung von Anfragen der für die Erteilung der Genehmigung zur 
Beförderung von Kriegswaffen zuständigen Behörden nach der 
Zuverlässigkeit des Antragstellers gemäß dem Gesetz über die Kontrolle 
von Kriegswaffen in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. November 
1990 (BGBl. I S. 2506) in der jeweils geltenden Fassung, 
   

3. Erledigung der Aufgaben, die ihm nach dem Gesetz zur Sicherstellung des 
Verkehrs in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 1968 (BGBl. 
I S. 1082) in der jeweils geltenden Fassung übertragen sind, und 
   

4. Durchführung von Ordnungswidrigkeiten Verfahren gegen Unternehmer, 
deren Unternehmen ihren Sitz im Inland haben,  

verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Erfüllung der genannten Aufgaben 
erforderlich ist. 
   

5. Das Bundesamt ist berechtigt, die Datei als Auswahlgrundlage für die 
Durchführung der Unternehmensstatistik im gewerblichen Güterkraftverkehr und 
der Marktbeobachtung nach § 14 zu verwenden. 
   

6. Die nach Absatz 2 Satz 1 gespeicherten Daten sind zu löschen, wenn sie für die 
Aufgaben nach Absatz 1, 4 und 5 nicht mehr benötigt werden, spätestens aber ein 
Jahr, nachdem das Unternehmen seinen Betrieb eingestellt hat. 

§ 15a Werkverkehrsdatei 

1. Das Bundesamt führt eine Datei über alle im Inland niedergelassenen 
Unternehmen, die Werkverkehr mit Lastkraftwagen, Zügen (Lastkraftwagen und 
Anhänger) und Sattelkraftfahrzeugen durchführen, deren zulässiges 
Gesamtgewicht 3,5 Tonnen übersteigt, um unmittelbar feststellen zu können, 
welche Unternehmen Werkverkehr mit größeren Kraftfahrzeugen betreiben. 
   

2. Jeder Unternehmer, der Werkverkehr im Sinne des Absatzes 1 betreibt, ist 
verpflichtet, sein Unternehmen vor Beginn der ersten Beförderung beim 
Bundesamt anzumelden. 
   

3. Zur Speicherung in der Werkverkehrsdatei hat der Unternehmer bei der 
Anmeldung folgende Angaben zu machen und auf Verlangen nachzuweisen: 
   

1. Name, Rechtsform und Gegenstand des Unternehmens, 
   

2. Anschrift sowie Telefon- und Telefaxnummern des Sitzes, 
   

3. Vor- und Familiennamen der Inhaber, der geschäftsführungs- und 
vertretungsberechtigten Gesellschafter und der gesetzlichen Vertreter, 
   

4. Anzahl der Lastkraftwagen, Züge (Lastkraftwagen und Anhänger) und 
Sattelkraftfahrzeuge, deren zulässiges Gesamtgewicht 3,5 Tonnen 
übersteigt, sowie 
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5. Anschriften der Niederlassungen. 
   

4. Das Bundesamt darf die in Absatz 3 genannten Angaben 
   

1. zur Vorbereitung verkehrspolitischer Entscheidungen durch die zuständigen 
Stellen, 
   

2. zur Überwachung der Einhaltung der für Werkverkehrsunternehmer 
geltenden Pflichten einschließlich der Verfolgung und Ahndung von 
Zuwiderhandlungen, 
   

3. als Auswahlgrundlage für Unternehmensbefragungen im Rahmen der 
Marktbeobachtung nach § 14 sowie für die Durchführung der 
Unternehmensstatistik im Werkverkehr 
   

4. verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Erfüllung der genannten Aufgaben 
erforderlich ist.  
   

5. Ändern sich die in Absatz 3 genannten Angaben, so hat der Unternehmer dies 
dem Bundesamt unverzüglich mitzuteilen und auf Verlangen nachzuweisen. 
   

6. Führt der Unternehmer keinen Werkverkehr im Sinne des Absatzes 1 mehr durch, 
hat er sich unverzüglich beim Bundesamt abzumelden. 
   

7. Die nach Absatz 3 gespeicherten Daten sind zu löschen, wenn sie für die in Absatz 
4 genannten Aufgaben nicht mehr benötigt werden, spätestens aber ein Jahr, 
nachdem sich der Unternehmer beim Bundesamt abgemeldet hat. 

§ 16 Daten über abgeschlossene Bußgeldverfahren 

1. Das Bundesamt darf zum Zweck der Verfolgung und Ahndung weiterer 
Ordnungswidrigkeiten desselben Betroffenen sowie zum Zweck der Beurteilung 
der Zuverlässigkeit des Unternehmers und der zur Führung der 
Güterkraftverkehrsgeschäfte bestellten Personen folgende personenbezogenen 
Daten über abgeschlossene Bußgeld-verfahren, bei denen es Verwaltungsbehörde 
im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist, in 
Dateien speichern und verändern: 
   

1. Name, Anschrift und Geburtsdatum des Betroffenen sowie Name und 
Anschrift des Unternehmens, 
   

2. Zeit und Ort der Begehung der Ordnungswidrigkeit, 
   

3. die gesetzlichen Merkmale der Ordnungswidrigkeit, 
   

4. Bußgeldbescheide mit dem Datum ihres Erlasses und dem Datum des 
Eintritts ihrer Rechtskraft, gerichtliche Entscheidungen in Bußgeldsachen 
mit dem Datum des Eintritts ihrer Rechtskraft und 
   

5. die Höhe der Geldbuße.  

Das Bundesamt darf diese Daten nutzen, soweit es für die in Satz 1 genannten 
Zwecke erforderlich ist. 
   

2. Zum Zweck der Vorbereitung und Durchführung der Überwachung nach § 12 Abs. 
4 und 5 sowie der Beurteilung der Zuverlässigkeit des Unternehmers und der zur 
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Führung der Güterkraftverkehrsgeschäfte bestellten Personen gilt Absatz 1 
entsprechend für abgeschlossene Bußgeldverfahren wegen Zuwiderhandlungen 
nach § 19, die in einem Unternehmen mit Sitz im Inland begangen wurden. Über 
diese Verfahren teilen die zuständigen Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten dem Bundesamt die Daten 
nach Absatz 1 Satz 1 mit. 
   

3. Das Bundesamt hat eine schwerwiegende Zuwiderhandlung des Betroffenen und 
sonstige Zuwiderhandlungen des Betroffenen oder anderer 
Unternehmensangehöriger dem Unternehmen und der Erlaubnisbehörde 
mitzuteilen, soweit Anlass besteht, an der Zuverlässigkeit des Unternehmers oder 
der zur Führung der Güterkraftverkehrsgeschäfte bestellten Personen zu zweifeln. 
Zur Feststellung solcher Wiederholungsfälle hat es die Zuwiderhandlungen der 
Angehörigen desselben Unternehmens zusammenzuführen. 
   

4. Das Bundesamt übermittelt die Daten nach Absatz 1 Satz 1  
   

1. an in- und ausländische öffentliche Stellen, soweit dies für die 
Entscheidung über den Zugang zum Beruf des Güter- und 
Personenkraftverkehrsunternehmers erforderlich ist,  
   

2. auf Ersuchen an Gerichte und die Behörden, die hinsichtlich der in § 11 
genannten Aufgaben Verwaltungsbehörde nach § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind, soweit dies zur Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten erforderlich ist.  
   

5. Die Übermittlung an ausländische öffentliche Stellen nach Absatz 4 Nr. 1 
unterbleibt, soweit Grund zu der Annahme besteht, dass durch sie gegen den 
Zweck eines deutschen Gesetzes verstoßen würde. Sie unterbleibt außerdem, 
wenn durch sie schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt würden, 
insbesondere wenn im Empfängerland ein angemessener Datenschutzstandard 
nicht gewährleistet ist. Die ausländische öffentliche Stelle ist darauf hinzuweisen, 
dass sie die nach Absatz 4 Nr. 1 übermittelten Daten nur zu dem Zweck nutzen 
darf, zu dem sie übermittelt wurden. 
   

6. Eine Übermittlung an inländische öffentliche Stellen unterbleibt, soweit das 
schutzwürdige Interesse des Betroffenen am Ausschluss der Übermittlung das 
öffentliche Interesse an der Übermittlung überwiegt. Die inländische öffentliche 
Stelle darf die nach Absatz 4 übermittelten Daten nur für den Zweck verarbeiten 
oder nutzen, zu dessen Erfüllung sie übermittelt wurden. 
   

7. Erweisen sich übermittelte Daten als unrichtig, so ist der Empfänger unverzüglich 
zu unterrichten, wenn dies zur Wahrung schutzwürdiger Interessen des 
Betroffenen erforderlich ist. 
   

8. Das Bundesamt hat die nach Absatz 1 Satz 1 gespeicherten Daten zwei Jahre 
nach dem Eintritt der Rechtskraft des Bußgeldbescheides oder der gerichtlichen 
Entscheidung zu löschen, wenn in dieser Zeit keine weiteren Eintragungen im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 4 hinzugekommen sind. Sie sind spätestens fünf 
Jahre nach ihrer Speicherung zu löschen. 

§ 17 Zuständigkeit für die Durchführung internationalen Verkehrsrechts 

Das Bundesministerium für Verkehr wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Bundesamt als die für die Bundesrepublik 
Deutschland zuständige Stelle zu bestimmen, soweit eine solche Bestimmung auf 
dem Gebiet des Verkehrs zur Durchführung von Rechtsakten der Europäischen 
Gemeinschaft oder eines internationalen Abkommens erforderlich ist. 
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§ 18 Grenzkontrollen 

Die für die Kontrolle an der Grenze zuständigen Stellen sind berechtigt, Kraftfahrzeuge 
zurückzuweisen, wenn die nach diesem Gesetz erforderlichen Unterlagen, deren 
Mitführung vorgeschrieben ist, trotz Aufforderung nicht vorgelegt werden.  

§ 19 Bußgeldvorschriften 

1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
   

1. ohne Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 gewerblichen Güterkraftverkehr betreibt, 
   

a. einer auf Grund des § 3 Abs. 4 erlassenen Bedingung, Auflage oder 
verkehrsmäßigen Beschränkung zuwiderhandelt,  
   

2. einer Rechtsverordnung nach § 3 Abs. 6 Nr. 2 Buchstabe c, Nr. 3 oder 4 
oder § 23 Abs. 3 Satz 1 oder Abs. 5 oder einer vollziehbaren Anordnung 
auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die 
Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, 
   

3. entgegen § 7 Abs. 1 nicht dafür sorgt, dass die jeweils erforderliche 
Berechtigung und die fahrzeugbezogenen Nachweise mitgeführt werden, 
   

4. entgegen § 7 Abs. 2 die erforderliche Berechtigung oder die 
fahrzeugbezogenen Nachweise nicht mitführt oder nicht oder nicht 
rechtzeitig aushändigt,  
   

5. entgegen § 7 Abs. 3 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass das Begleitpapier oder 
der sonstige Nachweis mitgeführt wird, 
   

6. entgegen § 7 Abs. 3 Satz 2 das Begleitpapier oder den sonstigen Nachweis 
nicht mitführt oder nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt und nicht oder 
nicht rechtzeitig zugänglich macht, 
   

a. entgegen § 7a Abs. 1 Satz 1 keine Versicherung abgeschlossen hat,  
   

b. entgegen § 7a Abs. 1 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass ein gültiger 
Versicherungsnachweis mitgeführt wird, 
   

c. entgegen § 7a Abs. 2 einen gültigen Versicherungsnachweis nicht 
mitführt oder nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt, 
   

7. entgegen § 12 Abs. 1 Satz 3 oder Abs. 5 Satz 1 Nr. 1, § 15 Abs. 3 Satz 3 
oder § 21 a Abs. 3 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt, 
   

8. entgegen § 12 Abs. 3 ein Zeichen oder eine Weisung nicht befolgt, 
   

9. entgegen § 12 Abs. 4 Satz 2 oder § 21a Abs. 2 Satz 3 eine Maßnahme 
nicht gestattet, 
   

10. entgegen § 12 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 oder § 21a Abs. 3 Satz 1 einen 
Nachweis nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
erbringt, 
   

11. entgegen § 12 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 oder § 21a Abs. 3 Satz 1 ein Hilfsmittel 
nicht oder nicht rechtzeitig stellt oder Hilfsdienste nicht oder nicht 
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rechtzeitig leistet, 
   

12. einer vollziehbaren Untersagung nach § 13 zuwiderhandelt,  
   

a. entgegen § 15a Abs. 2 und <>3 sein Unternehmen nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig anmeldet, 
   

b. entgegen § 15a Abs. 3 die Angaben auf Verlangen nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachweist, 
   

c. entgegen § 15a Abs. 5 Änderungen nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt, 
   

d. entgegen § 15a Abs. 5 Änderungen nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig nachweist, 
   

e. entgegen § 15a Abs. 6 sein Unternehmen nicht rechtzeitig abmeldet 
oder 
   

13. ohne Gemeinschaftslizenz nach Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
881/92 grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr betreibt. 
   

2. Die Ordnungswidrigkeiten können in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 2,12 und 13 
mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark, in den übrigen Fällen mit 
einer Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark geahndet werden. Sie können 
auf der Grundlage und nach Maßgabe internationaler Übereinkünfte auch dann 
geahndet werden, wenn sie im Bereich gemeinsamer Grenzabfertigungsanlagen 
außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches dieses Gesetzes begangen werden. 

§ 20 Befugnisse des Bundesamtes bei der Verfolgung von 
Zuwiderhandlungen 

1. Bei der Durchführung der Überwachungsaufgaben nach § 11 haben das 
Bundesamt und seine Beauftragten Zuwiderhandlungen gegen die gesetzlichen 
Vorschriften zu erforschen und zu verfolgen. Die Beauftragten des Bundesamtes 
haben insoweit die Rechte und Pflichten der Beamten des Polizeivollzugsdienstes 
nach den Vorschriften der Strafprozessordnung und nach dem Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten. § 163 der Strafprozessordnung und § 53 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten bleiben unberührt. 
   

2. In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 können auch das Bundesamt und seine 
Beauftragten die Verwarnung nach § 56 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
erteilen. § 57 Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten gilt entsprechend. 

§ 21 Zuständigkeiten für die Ahndung von Zuwiderhandlungen 

1. Wird eine Zuwiderhandlung in einem Unternehmen begangen, das seinen Sitz im 
Inland hat, ist Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten die von der Landesregierung bestimmte Behörde. Die 
Landesregierung kann die Ermächtigung auf die zuständige oberste 
Landesbehörde übertragen. 
   

2. Wird eine Zuwiderhandlung in einem Unternehmen begangen, das seinen Sitz im 
Ausland hat, ist Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten das Bundesamt.  
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§ 21a Aufsicht 

1. Der Unternehmer des gewerblichen Güterkraftverkehrs und alle am 
Beförderungsvertrag Beteiligten unterliegen wegen der Erfüllung der gesetzlichen 
Vorschriften der Aufsicht der Erlaubnisbehörde oder einer anderen von der 
Landesregierung durch Rechtsverordnung bestimmten Behörde. 
   

2. Soweit dies zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 erforderlich ist, ist den 
Beauftragten der Aufsichtsbehörden bei Eigentümern und Besitzern von 
Fahrzeugen zur Güterbeförderung und allen an der Beförderung oder an den 
Handelsgeschäften über die beförderten Güter Beteiligten während der üblichen 
Betriebs- und Arbeitszeit das Betreten und Besichtigen der Grundstücke, 
Betriebsanlagen, Geschäftsräume und Beförderungsmittel gestattet. Soweit dies 
zur Erfüllung der Aufgaben der Beauftragten der Aufsichtsbehörden erforderlich 
ist, können Prüfungen und Untersuchungen durchgeführt werden und kann 
Einsicht in geschäftliche Unterlagen des Auskunftspflichtigen genommen werden. 
Die Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 sind von den in Satz 1 genannten 
Personen zu gestatten. 
   

3. Die in Absatz 2 genannten Personen haben den Beauftragten der 
Aufsichtsbehörden auf Verlangen alle für die Durchführung der Aufsicht 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen, Nachweise zu erbringen, Hilfsmittel zu stellen 
und Hilfsdienste zu leisten. § 12 Abs. 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

§ 22 Gebühren und Auslagen 

1. Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz, nach den auf diesem Gesetz 
beruhenden Rechtsvorschriften, nach Rechtsakten der Europäischen 
Gemeinschaften sowie auf Grund internationaler Abkommen und diese 
ergänzender nationaler Rechtsvorschriften sind Gebühren und Auslagen nach den 
Bestimmungen des Verwaltungskostengesetzes und der Rechtsverordnung nach 
Absatz 2 zu erheben. 
   

2. Das Bundesministerium für Verkehr wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium für Wirtschaft durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die gebührenpflichtigen 
Tatbestände und die Gebühren nach festen Sätzen oder als Rahmengebühren 
näher zu bestimmen. 
   

3. Auskünfte nach § 19 des Bundesdatenschutzgesetzes werden unentgeltlich erteilt. 

§ 23 Erlass von Ermächtigungen zum Erlass von 
Durchführungsbestimmungen 

1. Das Bundesministerium für Verkehr erlässt mit Zustimmung des Bundesrates die 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften, die zur Durchführung dieses Gesetzes und 
der auf diesem Gesetz beruhenden Rechtsverordnungen erforderlich sind. 
   

2. Das Bundesministerium für Verkehr wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung andere als in § 2 Abs. 1 genannte 
Beförderungsfälle ganz oder teilweise von den Bestimmungen dieses Gesetzes 
auszunehmen, soweit sich deren Unterstellung unter dieses Gesetz als 
unverhältnismäßig erweist. 
   

3. Das Bundesministerium für Verkehr wird ermächtigt, im Bereich des 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs, des Durchgangsverkehrs und des 
Kabotageverkehrs (innerstaatlicher Güterkraftverkehr durch Unternehmer, die in 
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einem anderen Staat niedergelassen sind) einschließlich des Werkverkehrs zur 
Ordnung dieser Verkehre und zur Durchführung internationaler Abkommen sowie 
von Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen nach Artikel 189 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, die den Güterkraftverkehr 
betreffen, Rechtsverordnungen zu erlassen, durch die 
   

1. der Zugang zum Beruf des Güterkraftverkehrsunternehmers und zum 
Markt des Güterkraftverkehrs, insbesondere die Voraussetzungen für die 
Erteilung. die Rücknahme und den Widerruf von Genehmigungen, den 
Erlass von Nebenbestimmungen, das zugehörige Verfahren einschließlich 
der Durchführung von Anhörungen und der Behandlung wesentlicher 
Änderungen nach Erteilung der Genehmigungen sowie die Bedingungen für 
den Fahrzeugeinsatz geregelt werden, 
   

2. für Unternehmer, deren Unternehmen ihren Sitz in einem Staat haben, der 
weder Mitglied der Europäischen Union noch anderer Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist, der Zugang zum 
Markt des Güterkraftverkehrs und die Bedingungen bei der Durchführung 
des Güterkraftverkehrs abweichend von den Bestimmungen dieses 
Gesetzes geregelt sowie der vorübergehende oder dauernde Ausschluss 
vom Güterkraftverkehr vorgesehen wird, wenn wiederholt oder 
schwerwiegend gegen im Inland geltende Vorschriften verstoßen wird, 
   

3. Bestimmungen zur Gewährleistung zwischenstaatlicher Gegenseitigkeit 
oder gleicher Wettbewerbsbedingungen eingeführt werden und 
   

4. die Pflicht zur Vorlage von Unterlagen zur Beobachtung des 
Marktgeschehens geregelt werden.  

Rechtsverordnungen nach den Nummern 1 bis 3 bedürfen der Zustimmung des 
Bundesrates. 
   

4. Das Bundesministerium für Verkehr kann abweichend von den auf Grund des 
Absatzes 3 erlassenen Rechtsverordnungen im Rahmen internationaler 
Regierungs- und Verwaltungsabkommen Beförderungsfälle ganz oder teilweise 
von der Genehmigungspflicht für den grenzüberschreitenden gewerblichen 
Güterkraftverkehr mit Staaten außerhalb der Europäischen Union und des 
Europäischen Wirtschaftsraums freistellen, soweit diese sich als unverhältnismäßig 
erweist. Ebenso kann das Bundesministerium für Verkehr mit einem Nachbarstaat 
Vereinbarungen treffen, durch die Verkehre durch das Inland mit Be- und 
Entladeort in dem Nachbarstaat von der Erlaubnispflicht nach § 3 Abs. 1 
ausgenommen werden. 
   

5. Das Bundesministerium für Verkehr wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates auf dem Gebiet des grenzüberschreitenden 
kombinierten Verkehrs zur Ordnung dieses Verkehrs und zur Durchführung 
internationaler Abkommen sowie von Verordnungen, Entscheidungen und 
Richtlinien des Rates der Europäischen Union und der Kommission der. 
Europäischen Gemeinschaften Vorschriften zu erlassen, durch die  
   

1. das Vorliegen von grenzüberschreitendem kombiniertem Verkehr 
einschließlich der Bestimmung des nächstgelegenen geeigneten Bahnhofs 
sowie die Pflicht zur Mitführung und Aushändigung von Papieren geregelt 
werden, die dem Nachweis der Erfüllung der 
Berufszugangsvoraussetzungen und der Durchführung von kombiniertem 
Verkehr dienen, 
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a. Besonderheiten, insbesondere genehmigungsrechtliche 
Erleichterungen, vorgesehen werden sowie 
   

2. Bestimmungen - zur Gewährleistung zwischenstaatlicher Gegenseitigkeit 
oder gleicher Wettbewerbsbedingungen eingeführt werden. 

§ 24 Weitergeltung und Umtausch von Berechtigungen 

1. Als Erlaubnisse nach § 3 gelten bis zum Ende ihrer Gültigkeitsdauer, längstens 
jedoch bis zum 1. Juli 2000, 
   

1. Genehmigungen für den Güterfernverkehr nach den §§ 10, 19a des 
Güterkraftverkehrsgesetzes, 
   

2. Genehmigungen nach § 3 der Verordnung über die Höchstzahlen der 
Genehmigungen für den Güterfernverkehr. 
   

2. Als Erlaubnisse nach § 3 gelten bis zum 1. Juli 2000 
   

1. Erlaubnisse für den Umzugsverkehr und den allgemeinen Güternahverkehr 
sowie Bescheinigungen über die Berechtigung zur Ausübung des 
Allgemeinen Güternahverkehrs nach den §§ 37, 80 und 89 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes, 
   

2. Bescheinigungen nach § 7 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung über den Zugang 
zum Beruf des Güterkraftverkehrsunternehmers. 
   

3. Als Ausfertigungen nach § 3 Abs. 3a gelten bis zum 1. Juli 2000 Ausfertigungen 
der 
   

1. Erlaubnisse und Berechtigungsbescheinigungen im Sinne der §§ 42, 86 und 
89 des Güterkraftverkehrsgesetzes, 
   

2. Bescheinigungen im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung über den 
Zugang zum Beruf des Güterkraftverkehrsunternehmers. 
   

4. Berechtigungen nach den Absätzen 1 und 2 können vor dem 1. Juli 2000 in 
unbefristete Erlaubnisse nach § 3 und in unbefristete Ausfertigungen nach § 3 
Abs. 3a umgetauscht werden. Dies gilt nicht für Genehmigungen für den 
Güterfernverkehr nach § 19a des Güterkraftverkehrsgesetzes. Ausfertigungen 
nach Absatz 3 können vor dem 1. Juli 2000 in unbefristete Ausfertigungen nach § 
3 Abs. 3a umgetauscht werden. 
   

5. (entfällt) 
   

6. Maßgeblich sind die jeweils am 30. Juni 1998 geltenden Fassungen der genannten 
Gesetze und Rechtsverordnungen.  

§ 25 Befristete Ausnahmen 

1. Die Vorschriften dieses Gesetzes finden bis zum 30. Juni 1999 keine Anwendung 
   

1. auf die Beförderung von Gütern mit Personenkraftwagen, 
   

2. auf die grenzüberschreitende Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeugen, 
deren zulässiges Gesamtgewicht einschließlich Anhänger 6 Tonnen oder 
deren zulässige Nutztlast einschließlich Anhänger 3,5 Tonnen nicht 
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übersteigt und deren Ladung einschließlich Anhänger nicht mehr als 3,5 
Tonnen beträgt, 
   

3. auf Beförderungen von Gütern durch die Deutsche Post AG mit eigenen 
oder angemieteten Fahrzeugen sowie 
   

4. auf Beförderungen im Rahmen des § 1 der Verordnung über die Befreiung 
bestimmter Beförderungsfälle von den Bestimmungen des 
Güterkraftverkehrsgesetzes in der am 30. Juni 1998 geltenden Fassung 
unter Verwendung von solchen Bescheinigungen im Sinne des § 7 Abs. 1 
der Verordnung über den Zugang zum Beruf des 
Güterkraftverkehrsunternehmers in der am 30. Juni 1998 geltenden 
Fassung, die auf die Durchführung derartiger Beförderungen beschränkt 
sind. 
   

2. § 14 bleibt unberührt. 
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Vertragsbedingungen für den Güterkraftverkehrs- und 
Logistikunternehmer 

 

§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 lnformationspflichten des Auftraggebers und Fahrzeuggestellung 
§ 3 Übergabe des Gutes 
§ 4 Frachtbrief / Begleitpapier 
§ 5 Verladen und Entladen 
§ 6 Rechte des Frachtführers bei Nichteinhaltung 
§ 7 Gefährliches Gut 
§ 8 Quittung 
§ 9 Verzug, Aufrechnung 
§ 10 Haftung und Versicherung 
§ 11 Nachnahme 
§ 12 Pfandrecht 
§ 13 Lohnfuhrvertrag 
§ 14 Paletten 
§ 15 Entsorgungstransporte 
§ 16 Erfüllungsort 
§ 17 Gerichtsstand 
§ 18 Anwendbares Recht 
§ 19 Salvatorische Klausel 

 

 

 

 

§ 1 Geltungsbereich 

1. Diese Bedingungen gelten für Frachtverträge gemäß §§ 407 bis 449 und §§ 452 
bis 452 d HGB (multimodaler Verkehr) im gewerblichen Straßengüterverkehr mit 
Kraftfahrzeugen einschließlich des nationalen kombinierten Ladungsverkehrs 
sowie für den Selbsteintritt des Spediteurs gemäß 
§ 458 HGB. 
Für andere Speditionsverträge und für Lagerverträge sowie für Verträge über 
speditionsübliche logistische Dienstleistungen, die mit der Beförderung oder 
Lagerung von Gütern im Zusammenhang stehen, gelten die Allgemeinen 
Deutschen Spediteurbedingungen (ADSp) in ihrer jeweils gültigen Fassung nach 
Maßgabe der unter § 10 aufgeführten abweichenden Regelungen zur Besorgung 
von Versicherungen. 
Diese Geschäftsbedingungen gelten auch für logistische Dienstleistungen, die mit 
der Beförderung oder Lagerung von Gütern in Zusammenhang stehen, aber nicht 
speditionsüblich sind (z.B. Aufbügeln von Konfektion, Montage von Teilen, 
Veränderungen des Gutes). Auf die Haftungsbegrenzungen gemäß § 10 wird 
besonders hingewiesen. 
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Diese Bedingungen gelten nicht für Geschäfte, die ausschließlich 
  
- Verpackungsarbeiten 
- die Beförderung von Umzugsgut oder dessen Lagerung 
  
betreffen. 
   

2. Die Bedingungen finden Anwendung auf Beförderungen im Binnenverkehr und im 
grenzüberschreitenden Verkehr, soweit zwingende Regeln der CMR nicht 
entgegenstehen, sowie im Kabotageverkehr in anderen Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union sowie des EWR, sofern nicht zwingende Regeln des 
Aufnahmemitgliedsstaates diesen Bedingungen entgegenstehen. 
   

3. Die Bedingungen gelten auch für den Lohnfuhrvertrag nach Maßgabe des § 13. 
   

4. Die Besonderheiten des Entsorgungsverkehrs sind in § 15 geregelt. 
   

5. Die Bedingungen finden keine Anwendung auf Verträge mit Verbrauchern im 
Sinne von 
§ 414 Abs. 4 HGB. 
   

6. Sie gelten auch für gewerbliche Beförderungen mit Fahrzeugen, die nicht dem 
Regelungsbereich des GüKG unterliegen. 

§ 2 lnformationspflichten des Auftraggebers und Fahrzeuggestellung 

Der Absender unterrichtet den Frachtführer rechtzeitig vor Durchführung der Beförderung 
über alle wesentlichen, die Durchführung des Vertrages beeinflussenden Faktoren. Hierzu 
zählen neben Art und Beschaffenheit, Gewicht, Menge sowie die einzuhaltenden Termine, 
auch technische Anforderungen an das Fahrzeug und eventuell erforderliches Zubehör; 
Angaben zum Wert des Gutes macht der Absender dann, wenn dies für das zu stellende 
Fahrzeug/ Zubehör von Bedeutung ist. Die Verpflichtung des Absenders nach §§ 5, 7 und 
15 bleibt hiervon unberührt. 
Der Frachtführer verpflichtet sich, entsprechend geeignete Fahrzeuge zu stellen. 

 

§ 3 Übergabe des Gutes 

 

1. Der Absender hat dem Frachtführer das Beförderungsgut in beförderungsfähigem 
Zustand gemäß 
§ 411 HGB zu übergeben. Die erforderlichen und ordnungsgemäß ausgefüllten 
Begleitpapiere 
(§§ 410, 413 HGB) sind ebenfalls zu übergeben. 
   

2. Führt der Frachtführer die Beförderung trotz Nichtvorliegens der Voraussetzungen 
des Abs. 1 durch, nachdem er den Absender auf die Mängel hingewiesen hat, so 
ist der Absender zum Ersatz aller Schäden verpflichtet, die dem Frachtführer 
durch diese Mängel entstanden sind. In einem solchen Fall trägt der Frachtführer 
einen entsprechenden Vorbehalt in den Frachtbrief oder das andere Begleitpapier 
ein. 
Eine Überprüfung des äußerlichen Zustandes der Frachtstücke sowie deren 
Zeichen und Nummern erfolgt durch den Frachtführer, sofern ihm dies möglich 
und zumutbar ist. 
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3. Der Frachtführer ist zur Überprüfung von Stückzahl, Menge oder Gewicht des 
Beförderungsgutes nur verpflichtet, wenn dies zumutbar, möglich und vereinbart 
ist. Der Absender hat, außer bei geringfügigem Umfang der Überprüfung, für die 
entstandenen Aufwendungen Ersatz zu leisten. 
   

4. Wird vom Frachtführer eine schriftliche Bestätigung dieser Angaben gemäß Abs. 3 
verlangt, kann dieser eine Überprüfung aber nicht vornehmen, erfolgt die 
Bestätigung durch den Frachtführer unter Vorbehalt. 
   

5. Nimmt der Frachtführer ein Gut zur Beförderung an, das äußerlich erkennbare 
Beschädigungen aufweist, so kann er verlangen, daß der Absender den Zustand 
des Gutes im Frachtbrief oder in einem anderen Begleitpapier besonders 
bescheinigt. 

§ 4 Frachtbrief / Begleitpapier 

1. Der Frachtvertrag wird in einem Frachtbrief festgehalten, der beidseitig 
unterzeichnet ist. Der Frachtbrief soll die Angaben des § 408 HGB enthalten und 
kann darüber hinaus weitere Regelungen enthalten. Ist aus Gründen der 
Transportabwicklung die Ausstellung eines Frachtbriefes nicht angezeigt, so kann 
ein anderes Begleitpapier (wie z. B. Lieferschein, Rollkarte etc.) verwendet 
werden. 
   

2. Füllt der Frachtführer auf Verlangen des Absenders den Frachtbrief aus, so haftet 
der Absender für alle Schäden, die aus den unrichtigen oder unvollständigen 
Angaben des Absenders entstehen. 
   

3. Als Frachtbrief nach Abs. 1 gilt auch ein elektronischer Frachtbrief, sofern die 
Unterzeichnung nach einem anerkannten Verfahren erfolgt. 

§ 5 Verladen und Entladen 

1. Der Absender hat beförderungssicher nach den einschlägigen Rechtsvorschriften 
und dem Stand der Technik zu beladen, der Empfänger entsprechend zu entladen, 
nachdem er die Auslieferung an sich verlangt hat. Handlungen oder 
Unterlassungen der Personen, die für den Absender oder Empfänger tätig werden, 
werden diesem zugerechnet. Der Frachtführer ist grundsätzlich verpflichtet, die 
Betriebssicherheit der Verladung sicherzustellen. Eine beförderungssichere 
Verladung durch den Frachtführer erfolgt nur gegen angemessene Vergütung. Die 
Entladung durch den Frachtführer ist ebenfalls vergültungspflichtig. 
   

2. Für das Beladen und das Entladen steht eine dem jeweiligen Vorgang 
angemessene Zeit (Ladezeit, Entladezeit) zur Verfügung. Für Komplettladungen 
(nicht jedoch bei schüttbaren Massengütern) eines Auftraggebers mit Fahrzeugen/ 
Fahrzeugeinheiten mit 40 t zulässigem Gesamtgewicht beträgt die Be- und 
Entladefrist (höchstens 1 Beladestelle, höchstens 1 Entladestelle) vorbehaltlich 
anderweitiger vertraglicher Absprachen pauschal jeweils maximal 2 Stunden für 
die Beladung und maximal 2 Stunden für die Entladung. Bei Fahrzeugen/ 
Fahrzeugeinheiten mit niedrigerem Gesamtgewicht reduzieren sich diese Zeiten, 
für die keine besondere Vergütung verlangt werden kann. 
   

3. Die Beladefrist beginnt mit dem Zeitpunkt der vereinbarten Bereitstellung des 
Fahrzeugs. Erfolgt die Bereitstellung des Fahrzeugs später als zum vereinbarten 
Zeitpunkt und ist der Auftraggeber mit der verspäteten Bereitstellung 
einverstanden, so beginnt die Beladefrist ab dem Zeitpunkt der Bereitstellung. 
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4. Die Entladefrist beginnt in dem Moment, in dem der Empfänger die 
Verfügungsgewalt über das Gut erhält. Im Zweifel ist dies der Zeitpunkt, zu dem 
eine Person, die zur Verfügung über das Gut befugt ist, die für sie bestimmte 
Ausfertigung des Frachtbriefs oder eines anderen Begleitpapiers erhält. 
   

5. Wartet der Frachtführer aufgrund vertraglicher Vereinbarung oder aus Gründen, 
die nicht seinem Risikobereich zuzurechnen sind, über die Belade- oder 
Entladezeit hinaus, so hat er Anspruch auf eine angemessene Vergütung 
(Standgeld). 

§ 6 Rechte des Frachtführers bei Nichteinhaltung 

1. Ist mit der Beladung nicht begonnen worden, obwohl die Beladefrist bereits 
abgelaufen war, so stellt der Frachtführer gemäß § 417 HGB eine Nachfrist mit 
einer Erklärung, die folgenden Wortlaut hat: 
Betrifft Frachtvertrag vom ........ (Datum) 
Frachtbrief Nr. ................... Begleitpapier (Lieferschein etc.) Nr. ........... 
Das Fahrzeug mit dem amtlichen Kennzeichen ....... stand am ......... (Datum) 
vereinbarungsgemäß um ....... Uhr an der vereinbarten Ladestelle. Die vertraglich 
vereinbarte Ladefrist ist um ....... Uhr abgelaufen, ohne dass Arbeiten zur 
Beladung des Fahrzeugs vorgenommen wurden. 
Gemäß § 417 Abs. 1 HGB setze ich hiermit eine Nachfrist bis ....... Uhr. Ich 
beabsichtige nicht, länger als über den angegebenen Zeitpunkt hinaus zu warten. 
Sollte bis dahin die Beladung nicht abgeschlossen sein, mache ich mein 
gesetzliches Recht zur Kündigung des Beförderungsvertrages mit den Folgen der 
§§ 417 Abs. 3, 415 Abs. 2 HGB geltend. 
   

2. Ist nach Ablauf der Nachfrist die Hälfte oder mehr des Ladegewichts verladen, so 
wird nach Ablauf der Nachfrist die Teilbeförderung gemäß § 416 HGB 
durchgeführt. 
   

3. Falls der Frachtführer das Fahrzeug nicht oder nicht rechtzeitig zu dem 
vereinbarten Zeitpunkt bereitstellen kann, so setzt er darüber den Absender 
unverzüglich in Kenntnis. Der Absender teilt dem Frachtführer daraufhin 
unverzüglich mit, ob er mit einer späteren Gestellung einverstanden ist oder ob er 
den Frachtvertrag kündigen will. 
   

4. Ist mit der Entladung nicht begonnen worden, obwohl die Entladefrist bereits 
abgelaufen war, so kann der Frachtführer dies als Verweigerung der Annahme des 
Gutes betrachten. In diesem Fall hat er die Weisung des Absenders einzuholen 
und zu befolgen. § 419 Absatz 3 und 4 HGB finden entsprechende Anwendung. 

§ 7 Gefährliches Gut 

Der Absender hat bei Vertragsschluss schriftlich oder in sonst lesbarer Form alle Angaben 
über die Gefährlichkeit des Gutes und, soweit erforderlich, zu ergreifende 
Vorsichtsmaßnahmen zu übermitteln. Handelt es sich um Gefahrgut im Sinne des 
ADR/GGVS, so sind die Klasse und die Nummern des Gefahrgutes nach dem ADR/GGVS 
in der jeweils gültigen Fassung und die dafür erforderliche Schutzausrüstung anzugeben; 
eine Mitteilungsmöglichkeit bei Abruf besteht für den Absender nur, wenn ihm eine 
vorherige Mitteilung nicht möglich ist. 

§ 8 Quittung 

Nach Ankunft des Gutes an der Ablieferungsstelle ist der Empfänger berechtigt, vom 
Frachtführer die Ablieferung des Gutes gegen die Erteilung eines schriftlichen 
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Empfangsbekenntnisses (Quittung) sowie gegen die Erfüllung der sonstigen 
Verpflichtungen aus dem Frachtvertrag zu verlangen. Die Quittung ist mit der 
Unterschrift des Empfängers sowie dem Stempel zu versehen; ersatzweise ist neben der 
Unterschrift die Firma und der Vor- und Nachname des Empfängers in Druckschrift 
anzugeben. 

§ 9 Verzug, Aufrechnung 

(1) Zahlungsverzug tritt ein, ohne dass es einer Mahnung oder sonstigen Voraussetzung 
bedarf, spätestens 10 Tage nach Zugang der Rechnung, sofern der Verzug nicht nach 
Gesetz vorher eingetreten ist. Im Gutschriftenverfahren tritt Zahlungsverzug erst nach 
Erhalt einer Mahnung ein. Der Frachtführer darf im Falle des Verzuges mindestens Zinsen 
in Höhe von 2 % über dem zum Zeitpunkt des Eintritts des Verzuges geltenden 
Diskontsatz der Deutschen Bundesbank verlangen. Fällt dieser Leitzins fort, tritt an Stelle 
des Diskontsatzes der Deutschen Bundesbank der entsprechende Ersatzleitzins. 
(2) Ansprüche auf Standgeld, auf weitere Vergütungen und auf Ersatz sonstiger 
Aufwendungen, die bei der Durchführung des Frachtvertrages entstanden sind, werden 
vom Frachtführer schriftlich geltend gemacht. Für den Verzug dieser Ansprüche gilt 
Absatz 1 entsprechend. 
(3) Mit Ansprüchen aus dem Beförderungsvertrag und damit zusammenhängenden 
Forderungen aus unerlaubter Handlung und aus ungerechtfertigter Bereicherung darf nur 
mit fälligen, dem Grunde und der Höhe nach unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderungen aufgerechnet werden. 

§ 10 Haftung und Versicherung 

I. Haftung aus Frachtverträgen 
(1) Der Frachtführer und der Spediteur, der die Beförderung des Gutes im Selbsteintritt 
ausführt, haftet für den Schaden, der durch Verlust oder Beschädigung des Gutes in der 
Zeit von der Übernahme zur Beförderung bis zur Ablieferung entsteht. Die Entschädigung 
ist auf einen Betrag von 8,33 Sonderziehungsrechten für jedes Kilogramm des 
Rohgewichts begrenzt. Dies gilt bei Vorliegen eines durchgängigen Vertrages mit 
Frachtführern und selbsteintretenden Spediteuren auch für den Schaden, der während 
einer transportbedingten Zwischenlagerung entsteht. 
(2) Wird der Frachtführer vom Ersatzberechtigten als ausführender Frachtführer in 
Anspruch genommen, so haftet er nach Maßgabe von § 437 HGB. Eine weitergehende 
Haftung, gleich aus welchem Rechtsgrund, ist ausgeschlossen. 
II. Haftung aus Speditionsverträgen, Lagerverträgen und Verträgen über logistische 
Dienstleistungen 
(1) Für die Haftung aus Speditionsverträgen, die nicht unter I Abs. (1) fallen 
(Selbsteintritt), aus Lagerverträgen sowie aus Verträgen über speditionsübliche 
logistische Dienstleistungen, die mit der Beförderung oder Lagerung von Gütern im 
Zusammenhang stehen, gelten die Bestimmungen der Allgemeinen Deutschen 
Spediteurbedingungen (ADSp) mit Ausnahme der Regelungen über die Besorgung von 
Versicherungen im Sinne der Ziffer 29 ADSp. 
Für die Eindeckung von Versicherungen gelten in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 
Vorschriften (§ 454 Abs. 2 und § 472 Abs. 1 HGB) ausschließlich die Regelungen gemäß 
§ 10 III dieser Bedingungen. 
(2) Für logistische Dienstleistungen, die mit der Beförderung oder Lagerung von Gütern 
im Zusammenhang stehen, aber nicht speditionsüblich sind, (z.B. Aufbügeln von 
Konfektion, Montage von Teilen, Veränderungen des Gutes) gelten die gesetzlichen 
Bestimmungen des Werk- und Dienstvertragsrechts mit der Maßgabe, daß 
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Schadensersatzansprüche nur geltend gemacht werden können, wenn der Schadensfall 
vom Auftragnehmer oder seinen Leuten vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt 
worden ist. 
Diese vorgenannte Haftungsbeschränkung betrifft nur solche Schäden, für die der 
Auftraggeber eine Schadenversicherung (z. B. Transportversicherung, 
Feuerversicherung) abgeschlossen hat, die nach den vereinbarten Bedingungen diese 
Schäden ersetzen muss. 
Die gesetzliche Haftung für fahrlässig verursachte Schäden ist beschränkt auf einen 
Betrag von 
DM 2 Mio. je Schadensfall. Diese Begrenzung gilt nicht für Fälle der groben 
Fahrlässigkeit. 
III. Versicherung 
(1) Haftpflichtversicherung 
1. Der Frachtführer und der Spediteur im Selbsteintritt haben sich gegen alle Schäden, 
für die sie nach dem 4. Abschnitt des Handelsgesetzbuches und nach diesen Bedingungen 
haften, im marktüblichen Umfang zu versichern. 
Die Versicherung gemäß Satz 1 hat den Anforderungen der Pflichtversicherung zu 
entsprechen. 
2. Zur Abdeckung der Haftung aus Speditions- und Lagerverträgen sowie Verträgen über 
logistische Dienstleistungen nach diesen Bedingungen, schließt der Auftragnehmer 
Versicherungsschutz zu marktüblichen Bedingungen mit einer Deckungssumme von 
mindestens DM 2 Mio. je Schadensfall ab. Die Begrenzung der Höchstersatzleistung des 
Versicherers auf DM 15 Mio. für ein Schadenereignis, das mehrere Auftraggeber betrifft, 
ist zulässig. 
3. Die jeweilige Haftpflichtpolice muss sicherstellen, dass für den Versicherungsvertrag 
insgesamt (auch für den Bereich der Speditions- und Lagerverträge) die Bestimmungen 
der Pflichtversicherung gemäß § 158 b Versicherungsvertragsgesetz (VVG) angewendet 
werden und der Geschädigte den Haftpflichtversicherer direkt in Anspruch nehmen kann. 
Diese Erweiterung des Versicherungsumfanges gilt nicht für die Haftpflichtversicherung in 
Bezug auf logistische Dienstleistungen, die nicht speditionsüblich sind gemöß § 1 Abs. 1 
S. 3 in Verbindung mit § 10 II Abs. 2 dieser Bedingungen. 
Der Auftraggeber kann einen entsprechenden Versicherungsnachweis verlangen. 
(2) Schadenversicherung 
Im Rahmen abgeschlossener Speditionsverträge oder Lagerverträge deckt der 
Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers (vergl. §§ 454 Abs. 2 und 472 Abs. 1 
HGB ) eine auf das Gut bezogene Schadenversicherung, z.B. eine 
Allgefahrenversicherung für Wareninteressenten, zu marktüblichen Bedingungen auf 
Rechnung des Auftraggebers ein. 
Diese Allgefahrenversicherung wird auf der Grundlage der international anerkannten 
ADS-Güterschadenbedingungen eingedeckt und umfasst Transporte sowie Lagerungen. 
Liegt der Übernahme- oder Ablieferungsort oder der Ort der verfügten Lagerung 
innerhalb der Europäischen Union, umfasst die Deckung grundsätzlich auch 
Güterfolgeschäden sowie reine Vermögensschäden, sofern diese nach den auf den 
Speditions- oder Lagervertrag anwendbaren deutschen gesetzlichen Bestimmungen vom 
Auftragnehmer dem Grunde nach zu vertreten sind, jeweils bis zur Höhe der vereinbarten 
Versicherungssummen. Individuelle Vereinbarungen auf weitergehenden 
Versicherungsschutz sind in Absprache mit dem Versicherer möglich. 

§ 11 Nachnahme 
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(1) Die Vereinbarung einer Nachnahme ist eine gesonderte Dienstleistung, die bei 
Auftragserteilung oder bei Abruf des Fahrzeuges schriftlich zu treffen oder im Frachtbrief 
oder einem anderen Begleitpapier zu vermerken ist. 
(2) Der Nachnahmebetrag ist beim Empfänger in bar oder per Euroscheck in garantierter 
Höhe einzuziehen. Ist diese Zahlungsweise durch den Empfänger nicht möglich, holt der 
Frachtführer beim Verfügungsberechtigten eine schriftliche Weisung ein. Bis zum Eingang 
der schriftlichen Weisung wird das Gut dem Empfänger nicht ausgeliefert. Für die 
Wartezeit bis zum Eintreffen der Weisung hat der Frachtführer einen 
Vergütungsanspruch. Im übrigen findet § 419 Abs. 3 HGB Anwendung. 

§ 12 Pfandrecht 

Hinsichtlich des Pfandrechts gilt die Regelung des § 441 HGB. 

§ 13 Lohnfuhrvertrag 

(1) Der Lohnfuhrvertrag ist abgeschlossen, wenn sich Unternehmer und Auftraggeber 
darüber einig sind, dass der Unternehmer ein bemanntes Fahrzeug zur Verwendung nach 
Weisung des Auftraggebers stellt. 
(2) Auf den Lohnfuhrvertrag findet die Beförderungsbedingungen entsprechende 
Anwendung mit der Maßgabe, dass der Unternehmer nicht für Schäden haftet, die durch 
den Auftraggeber verursacht worden sind. Statt des Frachtbriefes wird beim 
Lohnfuhrvertrag ein anderer Nachweis verwendet, der insbesondere die Einsatzzeit 
beinhaltet. 

§ 14 Paletten 

(1) Die Verpflichtung des Frachtführers aus dem Beförderungsvertrag umfaßt keine 
Gestellung von Ladehilfsmitteln und Packmitteln, insbesondere keine Gestellung von 
Paletten. 
(2) Soll Palettentausch erfolgen, so ist diese Vereinbarung bei Vertragsschluss oder bei 
Abruf des Fahrzeuges schriftlich zu treffen oder im Frachtbrief oder in einem anderen 
Begleitpapier zu vermerken oder in einem gesonderten Palettenbegleitschein 
festzuhalten. Der Palettentausch ist eine gesonderte Dienstleistung des Frachtführers, die 
mit dem Frachtentgelt nicht abgegolten und besonders zu vergüten ist. Dies gilt auch für 
Zug-um-Zug-Palettentauschregelungen nach Abs. 3 
(3) Der Vertrag über die Beförderung von palettiertem Gut ist mit der Auslieferung beim 
Empfänger erfüllt. Die Rückführung leerer Paletten erfolgt nur, wenn darüber ein 
gesonderter Beförderungsvertrag abgeschlossen wird. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für 
Zug-um-Zug-Palettentauschregelungen. 
(4) Für andere Ladehilfsmittel gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 

§ 15 Entsorgungstransporte 

Diese Bedingungen finden auch für Güterbeförderungen im Entsorgungsverkehr 
(Beförderungen von Abfällen zur Beseitigung oder Verwertung) Anwendung. Auftraggeber 
und Frachtführer verpflichten sich, alle jeweils gültigen öffentlich-rechtlichen 
Verpflichtungen des Entsorgungsverkehrs zu beachten. Der Auftraggeber ist 
insbesondere verpflichtet, die Abfälle ordnungsgemäß nach den Bestimmungen des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes sowie den entsprechenden Rechtsverordnungen 
zu deklarieren und dies dem Frachtführer - spätestens bei Abschluss des 
Beförderungsvertrages - mitzuteilen und die abfallrechtlichen Begleitpapiere (z.B. 
Entsorgungs-/ Verwertungsnachweis, Abfallbegleitscheine) zur Verfügung zu stellen. Der 
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Frachtführer hat die erforderlichen abfallrechtlichen Genehmigungen vorzuhalten. 
Werden gefährliche Abfälle transportiert, so ist § 7 dieser Bedingungen zu beachten. 

§ 16 Erfüllungsort 

Erfüllungsort ist der Sitz des Frachtführers. Hat der Frachtführer mehrere 
Niederlassungen, so ist Erfüllungsort diejenige Niederlassung, an die der Auftrag 
gerichtet ist. 

§ 17 Gerichtsstand 

Gerichtsstand für alle Ansprüche aus dem Beförderungsvertrag ist der Sitz des 
Frachtführers, soweit der Anspruchsteller oder der Anspruchsgegner Kaufmann ist. Hat 
der Frachtführer mehrere Niederlassungen, so ist Gerichtsstand der Ort derjenigen 
Niederlassung, an die der Auftrag gerichtet ist. 

§ 18 Anwendbares Recht 

Für alle Beförderungsverträge nach diesen Bedingungen gilt das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland. 

§ 19 Salvatorische Klausel 

Bei Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestandteile bleibt der Vertrag im übrigen bestehen. 
Die Vertragsparteien sind in diesem Falle verpflichtet, bezüglich der unwirksamen Teile 
Regelungen zu treffen, die dem wirtschaftlich gewollten Ergebnis am nächsten kommen. 


